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Norbert Grehl-Schmitt

Mit der vorliegenden Son-
derveröffentlichung dokumen-
tieren wir die zweijährige
erfolgreiche Projektzusammen-
arbeit des Flüchtlingsrats Nieder-
sachsen, der Projekt- und
Servicegesellschaft mbH der
Handwerkskammer Hannover,
des Deutschen Gewerkschafts-
bunds Niedersachsen – Bremen
–Sachsen-Anhalt sowie des Bun-
des Türkisch-Europäischer Un-
ternehmer e.V. im Netzwerk
„AZF Hannover - Arbeitsmarkt-
zugang für Flüchtlinge“. Als eines
von bundesweit 43 über den Eu-
ropäischen Sozialfonds und mit
Mitteln des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales
geförderten Netzwerken haben
wir uns in den vergangenen zwei
Jahren darum bemüht, Flücht-
linge in Arbeit und Ausbildung zu
bringen oder ihnen anderweitig
eine Perspektive auf dem
deutschen Arbeitsmarkt zu er-
öffnen. 

Flüchtlinge im Asylverfahren und
Geduldete wurden in der Vergan-
genheit jahrelang auf dem Ar-
beitsmarkt diskriminiert und
unterliegen teilweise noch immer
Zugangseinschränkungen. Die
aus dieser besonderen Situation
erwachsenden Probleme, aber
auch die Erfolge unserer gemein-
samen Arbeit wollen wir mit
dieser Broschüre einer breiteren
Öffentlichkeit zukommen lassen.

Die zu uns kommenden Flücht-
linge und MigrantInnen haben
etwas zu geben. Sie sind oft
hochmotiviert und wollen ihren
Lebensunterhalt so bald wie
möglich selbst verdienen, statt
gezwungen zu sein, von
staatlichen Alimenten zu leben.
Darin wollen die im „Netzwerk
AZF“ zusammenarbeitenden Or-
ganisationen die Betroffenen
auch zukünftig unterstützen und

daran mitwirken, dass deren
Potenziale nicht aufgrund for-
maler und bürokratischer Re-
gelungen ungenutzt bleiben. Die
Einbeziehung von Flüchtlingen
und MigrantenInnen ist nicht nur
aus humanitären Gründen, son-
dern auch fiskalisch angezeigt:
Die „Kosten der Nichtintegration“
sind immens, Arbeitsmarktinte-
gration spart jedoch nachhaltig
Kosten. 
Wir freuen uns deshalb, dass das
Bundesministerium für Arbeit
und Soziales das Programm zur
Arbeitsmarktintegration von Blei-
beberechtigten und geduldeten
Flüchtlingen für weitere drei
Jahre verlängert hat, und verste-
hen diese Broschüre damit als
eine Art Zwischenbilanz. Die
Veröffentlichung dokumentiert
auf der einen Seite, mit welchen
Problemen Flüchtlinge auf dem
Arbeitsmarkt zu kämpfen ha-
ben, beschreibt aber auf der an-
deren Seite auch ermutigende
Beispiele von TeilnehmerInnen
des Projektes, die belegen, dass
sich ganz neue Möglichkeiten der
gesellschaftlichen Teilhabe auf-
tun, wenn mit etwas Unter-
stützung erst einmal einige
Hindernisse aus dem Weg
geräumt sind. Besonders danken
möchten wir an dieser Stelle
Frau Ayroud-Peter vom JobCen-
ter Hannover, Herrn Christ von
der Regionaldirektion Niedersach-
sen-Bremen der Arbeitsagentur
sowie Herrn Sievers von der Ar-
beitsagentur Hannover. Alle drei
haben uns als strategische Part-
nerInnen mit Rat und Tat zur
Seite gestanden. Wir sind uns
einig darin, dass das Ziel unserer
gemeinsamen Arbeit darin
besteht, dass Flüchtlinge und
Geduldete als gleichberechtigte
Kunden von den Regeldiensten
beraten und gefördert werden.
Dieses Ziel haben wir noch nicht
erreicht. Aber wir sind ihm in den
letzten zwei Jahren ein gutes
Stück näher gekommen. < 
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Kai Weber

Mit dem „Gesetz zur Umsetzung
aufenthalts- und asylrechtlicher
Richtlinien der Europäischen
Union“ trat ab dem 28.08.2007
u.a. eine Bleiberechtsregelung
für langjährig geduldete Flücht-
linge in Kraft. Ein Jahr später
legte das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales ein Sonder-
programm auf, das „ESF-Bun-
desprogramm zur arbeitsmarkt-
lichen Unterstützung für Bleibe-
berechtigte und Flüchtlinge mit
Zugang zum Arbeitsmarkt". Ge-
duldete Flüchtlinge sollten eine
realistische Chance zur Integra-
tion in den Arbeitsmarkt erhal-
ten. Zur Zielgruppe für unterstüt-
zende kompensatorische Maß-
nahmen der Arbeitsmarktintegra-
tion gehörten neben den
Flüchtlingen mit einer Bleibe-
rechtsperspektive ausdrücklich
auch Flüchtlinge ohne Aufent-
haltsrecht, die als „Geduldete“
behördlich registriert, aber aus-
reisepflichtig sind. Damit wurde
nicht nur die gesetzliche Bleibe-
rechtsregelung gestützt, sondern
auch eine neue arbeitsmarktpo-
litische Weichenstellung gegen-
über geduldeten Flüchtlingen
vorgenommen. Bleiberechtsrege-
lungen für langjährig geduldete
Flüchtlinge hat es schon viele ge-
geben. Sie waren und sind Kon-
sequenzen aus der Tatsache,
dass eine große Zahl von Flücht-
lingen trotz der Ablehnung ihres
Asylantrags aus den unter-
schiedlichsten Gründen im Bun-
desgebiet verbleibt und hier mit
der Zeit sesshaft wird. Bereits im
Dezember 2006 hatten die In-
nenminister von Bund und Län-
dern eine Bleiberechtsregelung
für langjährig geduldete Flücht-
linge beschlossen, die allerdings
nur diejenigen Flüchtlinge er-
fasste, die ihren Lebensunterhalt
aus eigener Erwerbstätigkeit de-
cken konnten. Die öffentliche
Kritik an dieser Regelung bezog

sich vor allem auf die Tatsache,
dass den Flüchtlingen als Bedin-
gung für ein Bleiberecht der
Nachweis einer Erwerbstätigkeit
abverlangt wurde, obwohl sie
jahrelang einem Arbeitsverbot
unterlagen und später nur
„nachrangig“ vermittelt werden
durften. 

Dieser Diskriminierung am Ar-
beitsmarkt begegnete die Politik
im Rahmen der ergänzenden,
2007 vom Bundestag verab-
schiedeten gesetzlichen Altfallre-
gelung mit einer neuartigen
Fristenlösung: Geduldete Flücht-
linge, die zum Stichtag am
1.7.2007 bereits sechs Jahre (Fa-
milien mit Kindern) bzw. acht
Jahre (Einzelpersonen) in
Deutschland lebten, erhielten (bei
Erfüllung weiterer Voraussetzun-
gen) eine „Aufenthaltserlaubnis
auf Probe“ mit Anspruch auf Leis-
tungen nach dem SGB II und
einem gleichberechtigten Arbeits-
marktzugang. Bis zum Ende des
Jahres 2009 sollten sie nachwei-
sen, dass sie in der Lage seien, für
sich und ihre Familien den Lebens-
unterhalt aus eigener Erwerbstä-
tigkeit zu finanzieren. Im Rahmen
des Regierungsprogramms zur
Unterstützung von Bleibeberech-
tigten und Flüchtlingen am Ar-
beitsmarkt starteten die 43 aus-
gewählten Netzwerke ihre zwei-
jährige Arbeit zur Unterstützung
der Flüchtlinge mit Arbeitsmarkt-
zugang bei der Arbeitsmarktinte-
gration zwischen September und
November 2008. Für das Pro-
gramm standen über 30 Millionen
Euro zur Verfügung; 19 Millionen
Euro aus dem Europäischen
Sozialfonds (ESF) und 12 Millio-
nen Euro aus dem Haushalt des
Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales (BMAS). Die durch-
führenden Initiativen und Träger
steuerten 3 Millionen Euro Pro-
jektmittel bei. Ausdrücklich be-
zog man sich zur Begründung
des Programms auch auf die
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beschlossene Bleiberechtsrege-
lung sowie die guten Erfahrun-
gen, die im Rahmen der euro-
päischen Gemeinschaftsinitiati-
ve EQUAL im Zeitraum von 2001
bis 2007 gemacht wurden – zu
einem Zeitpunkt also, als Asyl-
suchende und Geduldete noch
gravierenderen Beschränkungen
beim Arbeitsmarktzugang unter-
worfen waren als heute. "Mit der
Neuregelung des Zuwanderungs-
gesetzes wird zehntausenden
Asylsuchenden und Geduldeten
die Tür zum Arbeitsmarkt und
damit zu einer gesicherten Perpek-
tive in Deutschland eröffnet. Die
EQUAL-Projekte haben gezeigt,
dass sich in dieser Gruppe viele
motivierte, talentierte und fähige
Menschen befinden, die in den
Arbeitsmarkt integriert werden
können und deren Potenziale wir
im Interesse unserer Wirtschaft
und Gesellschaft nutzen sollten.
Meine Bitte an die Arbeitgeber
ist, diesen Menschen Chancen zu
geben", so Prof. Dr. Maria Böh-
mer, Staatsministerin im Bun-
deskanzleramt und Beauftragte
der Bundesregierung für Migra-
tion, Flüchtlinge und Integration
in einer Presseerklärung. 

Eine abschließende Auswertung
des Programms steht noch aus,
mit den Ergebnissen aus der
Zwischenevaluation zeigte sich
die Bundesregierung aber zufrie-
den: „Aus der Zwischenevalu-
ation des Programms geht heror,
dass bis Dezember 2009 12.300
Personen an Maßnahmen des
Programms teilgenommen ha-
ben, davon wurden 22 Prozent in
Arbeit oder eine duale Ausbil-
dung vermittelt. Das ist bemer-
kenswert, weil über 80 Prozent
der Teilnehmenden keine abge-
schlossene Berufsausbildung ha-
ben. In rund 80 Prozent der Pro-
jekte werden Maßnahmen zur
Vermittlung von Deutschkenntnis-
sen, Berufs- und Arbeitsmarkt-
beratung und psychosoziale

Beratung angeboten.
Auch das Hannoversche Netzwerk
„Arbeitsmarktzugang für Flücht-
linge“, in dem der Flüchtlingsrat
Niedersachsen  mit der Projekt-
und Servicegesellschaft mbH der
Handwerkskammer Hannover,
dem DGB Niedersachsen – Bre-
men – Sachsen-Anhalt sowie dem
Bund Türkisch-Europäischer Un-
ternehmer zusammengeschlossen
ist, hat zu diesem Ergebnis beige-
tragen: Über 250 Flüchtlinge wur-
den beraten, 74 in Arbeit oder
Ausbildung vermittelt, 60 Flücht-
linge  in Weiterbildungs- oder Quali-
fizierungsmaßnahmen vermittelt. 

Nach Ablauf der gesetzlichen Alt-
fallregelung am 31.12.2009 lässt
sich feststellen, dass die Bleibe-
rechtsregelung – nicht zuletzt
auch dank der Unterstützung des
Bundesprogramms – für viele
Flüchtlinge ein Aufenthaltsrecht
geschaffen hat, aber noch keine
Aufenthaltssicherheit gebracht
und keine Lösung des Problems
der Kettenduldungen bewirkt
hat: Bundesweit haben seit 2006
bis zum Stichtag 31.12.2009 über
65.000 Personen aufgrund ihres
langjährigen Aufenthalts eine
Aufenthaltserlaubnis aus hu-
manitären Gründen bekommen.
Etwa 24.300 Flüchtlinge erhiel-
ten eine Aufenthaltserlaubnis
nach § 23 Abs. 1 im Rahmen der
– inzwischen ausgelaufenen –
Regelung der Länderinnenminis-
ter von November 2006, 41.350
Flüchtlinge besaßen am
31.12.2009 eine Aufenthaltser-
laubnis auf der Grundlage der
gesetzlichen Bleiberechtsrege-
lung. Über 70% dieser zweiten
Gruppe (rund 30.000 Flüchtlin-
ge) besaßen bis Ende des Jahres
2009 allerdings nur eine Aufent-
haltserlaubnis „auf Probe“.
Die gemäß Altfallregelung/ Bleibe-
rechtsregelung in den letzten vier
Jahren erteilten Aufenthaltser-
laubnisse verteilen sich sehr un-
terschiedlich auf die Bundeslän-

AZF Hannover                                                                                              

6



der: Statistisch gesehen lag die
Chance für einen Flüchtling, von
der Bleiberechtsregelung zu
profitieren, in Rheinland-Pfalz
doppelt so hoch wie in Sachsen-
Anhalt. (vgl. hierzu Grafik auf S.
14) Die Gründe für diese doch
sehr unterschiedliche Umset-
zung der Regelungen sind
vielfältig, offenbar spielten aber
nicht nur ungleiche Beschäfti-
gungsmöglichkeiten eine Rolle,
wie die vergleichsweise hohe
Quote der Bleibeberechtigten in
den strukturschwachen Ländern
Thüringen und Saarland beweist.
Leider lässt sich nachträglich
nicht erfassen, wie viele Flücht-
linge Ende 2006 die aufenthalts-
rechtlichen Fristen für die Blei-
berechtsregelung der Innenminis-
ter erfüllt haben. Als Näherungs-
wert können wir uns auf die Zahl
der am 1.10.2006 geduldeten
Flüchtlinge beziehen, die bereits
mindestens sechs Jahre in
Deutschland lebten (100.589 Per-
sonen). Unter Berücksichtigung
dieser Ausgangsbasis haben rund
65% der potenziell Bleibeberech-
tigten eine Aufenthaltserlaubnis
erhalten. Allerdings muss dabei
in Rechnung gestellt werden,
dass rund die Hälfte der Flücht-
linge mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach der gesetzlichen Alt-
fallregelung diesen Titel zum
Ende des Jahres 2009 wieder ver-
loren hätte, weil eine auskömm-
liche Erwerbstätigkeit nicht vor-
lag: Erst die am 10. Dezember
2009 von der Innenministerkon-
ferenz beschlossene Anschluss-
regelung, die den bis dato von der
Bleiberechtsregelung profitieren-
den Flüchtlingen eine Fristver-
längerung um zwei Jahre einräumt,
hat diese Rechtsfolge vorerst ver-
hindert. 

Offenkundig waren die Annahmen
über Möglichkeiten einer kurzfristi-
gen Arbeitsmarktintegration von
langjährig geduldeten Flüchtlingen
zu optimistisch: Man hat die Pro-

bleme unterschätzt, die sich aus
der systematischen Ausgrenzung
von Flüchtlingen aus dem gesell-
schaftlichen Leben durch Lagerun-
terbringung, Arbeitsverbote und
Arbeitseinschränkungen, Ver-
weigerung von Integrationskur-
sen, Leistungseinschränkungen,
Sachleistungen usw. ergaben.
Langjährige Dequalifizierungs-
prozesse und systematische
Ausgrenzung ließen sich nicht
mit einem Federstrich beseiti-
gen nach dem Motto: Jetzt dürft
ihr arbeiten, nun zeigt mal, was
ihr könnt. Auch viele der vom
BMAS geförderten Netzwerke
machten zunächst den Fehler,
Flüchtlinge vor allem auf eine
Vermittlung von Beschäftigun-
gen zu orientieren, um darüber
für die Betroffenen die Perspek-
tive auf ein Aufenthaltsrecht zu
sichern. Diese Orientierung war
wenig nachhaltig und von
Rückschlägen begleitet, da die
auf Aushilfsjobs vermittelten
Flüchtlinge ihre Stellen im
Krisenjahr 2009 ganz schnell
wieder verloren. Um zum Erfolg
zu kommen, bedarf es in vielen
Fällen einer nachholenden Qual-
ifizierung und Fortbildung der
Betroffenen ohne den Druck,
binnen kürzester Zeit ein ausrei-
chendes Einkommen zur De-
ckung des Lebensunterhalts
nachweisen zu müssen. Glück-
licherweise ermöglicht der
Beschluss der Innenministerkon-
ferenz vom 10.12.2009 für die
von der Bleiberechtsregelung
begünstigten Flüchtlinge eine wei-
tere Perspektive auf ein Aufent-
haltsrecht durch Arbeit.

Die Problematik der Langzeitge-
duldeten ist damit aber noch
nicht abschließend gelöst: Im-
merhin rund ein Drittel der
Flüchtlinge, die die Fristen für
die Bleiberechtsregelung erfüll-
ten, erhielt kein Bleiberecht auf
Probe, weil kein Pass beschafft
werden konnte oder ein – nicht
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immer überzeugender - Aus-
schlussgrund festgestellt wurde1

Hinzu kommt, dass etliche Flücht-
linge, die 2006/2007 die Fristen
für ein Bleiberecht noch nicht er-
füllten, inzwischen ebenfalls zu
den „Altfällen“ zu zählen sind:
Rund 95.000 Flüchtlinge lebten
am 31.12.2009 mit einer Duldung
in Deutschland, etwa zwei Drittel
mit einer Aufenthaltszeit in
Deutschland von mehr als sechs
Jahren. Eine für November 2010
im Bundestag geplante An-
hörung zur weiteren parlamenta-
rischen Regelung dieses Problems
wird hoffentlich neue Perspektiven
auch für diejenigen Flüchtlinge
und ihre Kinder öffnen, die bislang
ausgeschlossen waren. Für eine
Arbeitsmarktintegration von
Asylsuchenden und Geduldeten
haben sich die Rahmenbedingun-
gen freilich auch ohne Bleibe-
rechtsregelung in verschiedener
Hinsicht verbessert: 

_ Das Arbeitsverbot für asyl-
suchende Flüchtlinge wurde auf
ein Jahr beschränkt. Im An-
schluss daran kann eine „nach-
rangige“ Arbeitserlaubnis bei der
Ausländerbehörde beantragt
werden. (§ 61 AsylVfG). 

_ Flüchtlinge mit Duldung (§ 60 a
AufenthG) erhalten die Erlaubnis
zu arbeiten, wenn sie sich seit
einem Jahr erlaubt oder geduldet
im Bundesgebiet aufgehalten
haben. Nach vierjährigem Aufent-
halt wird ihnen grundsätzlich eine
Arbeitserlaubnis ohne Vorrangprü-
fung erteilt, wenn sie sich unun-
terbrochen erlaubt, geduldet oder
mit Aufenthaltsgestattung im
Bundesgebiet aufgehalten haben
(§ 10 BeschVerfV). Davon
ausgenommen sind Flüchtlinge,
die aus von ihnen zu vertretenden
Gründen nicht abgeschoben wer-
den können (§ 11 BeschVerfV).

Qualifizierten Geduldeten kann
seit dem 1.1.2009 zum Zweck
der Beschäftigung unter be-
stimmten Voraussetzungen auch
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt
werden (§ 18 a AufenthG). Vor-
aussetzung ist, dass sie in
Deutschland eine geregelte Aus-
bildung oder ein Hochschul-
studium abgeschlossen haben,
oder mit einem anerkannten aus-
ländischen Hochschulabschluss
zwei Jahre bzw. als Fachkraft drei
Jahre ununterbrochen einer
entsprechenden Beschäftigung
nachgegangen sind. Diese Verän-
derungen sind noch nicht ausrei-
chend und in mancher Hinsicht
inkonsistent 2. Dennoch wird deut-
lich, dass Arbeitsmarkt- und
Sozialpolitik gegenüber Flüchtlin-
gen nicht mehr nur als Appendix
einer ordnungspolitischen Ziel-
setzung verstanden, sondern
zunehmend als eigenständiger
Gestaltungsraum begriffen wird.
Konkret geht es darum, brach-
liegende Ressourcen und Kompe-
tenzen bei Flüchtlingen besser als
bislang zu nutzen, den bestehen-
den Fachkräftemangel auch unter
Rückgriff auf Flüchtlinge zu lindern
und die „Kosten der Nichtintegra-
tion“ zu reduzieren, die sich in
Folge von Isolation und Dequali-
fizierung unweigerlich erhöhen.
Für die Flüchtlinge hat die Ein-
beziehung in entsprechende Maß-
nahmen zur Folge, dass sie sich
weiterentwickeln und teilhaben
können, ohne dass deshalb der
Anspruch der Innenbehörden, über
die Erteilung eines Aufenthalts-
rechts zu entscheiden, damit außer
Kraft gesetzt wäre.

Das Xenos-Sonderprogramm für
die Arbeitsmarktintegration von
Flüchtlingen und Bleibeberechtig-
ten setzt den Fokus nicht auf das
Aufenthaltsrecht, sondern auf
den Arbeitsmarkt. Im Juli 2010
verkündete die Bundesregierung,
dass das Bundesprogramm bis
2013 fortgesetzt werde. 
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1  Kritikwürdig erschien vor allem der
Ausschluss ganzer Familien aufgrund
eines „schwarzen Schafs“ (Sippen-
haft) sowie die „Haftung“ von in
Deutschland aufgewachsenen Kindern
für etwaige Fehler ihrer Eltern. Auch
Alte, Kranke oder Schwerbehinderte
hatten nach der gesetzlichen Bleibe-
rechtsregelung kaum eine Chance auf
ein Bleiberecht, da sie nicht in der
Lage waren, ihren Lebensunterhalt
aus eigener Erwerbstätigkeit zu 
finanzieren.

2 Nicht nachvollziehbar ist zum Beispiel,
warum Flüchtlinge mit einer Aufenthalts-
gestattung anders als Ge-
duldete nach vierjährigem Aufenthalt
keinen uneingeschränkten Arbeitsmarkt-
zugang haben.
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Ziel sei es, Flüchtlinge und
Bleibeberechtigte dabei zu unter-
stützen, in Deutschland eine auf
Dauer angelegte Arbeit zu
finden. Für die Umsetzung des
ESF-Bundesprogramms für Blei-
beberechtigte und Flüchtlinge II
stehen knapp 40 Millionen Euro
zur Verfügung, darunter 22 Mil-
lionen Euro aus Mitteln des Eu-
ropäischen Sozialfonds und 14
Millionen Euro aus dem Haushalt
des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales. Die restlichen
Mittel sollen von den beteiligten
Trägern aufgebracht werden.
Neben der direkten Unterstützung
geht es auch in der nächsten
Förderperiode vor allem darum,
dass die Zielgruppe im Rahmen
der Regeldienste angemessen be-
raten und gefördert wird.  Ein
Großteil der Geduldeten ist bis
heute nicht arbeitslos gemeldet,
die Zahl der im Rahmen von Vor-
rangprüfungen erteilten Arbeits-
genehmigungen sind gering, und
die nach SGB II und III bestehen-
den Instrumente zur Arbeitsmarkt-
förderung werden bislang zu
wenig genutzt. Auf der anderen
Seite sind auch Fortschritte zu
verzeichnen: Geduldete erhalten
inzwischen ohne Probleme nach
vier Jahren ihre Arbeitserlaubnis
und werden von den Arbeitsagen-
turen nicht mehr weggeschickt,

sondern als Kunden beraten. Es
bestehen belastbare Arbeitszu-
sammenhänge zwischen Organi-
sationen und Arbeitsmarktakteu-
ren, die außerhalb der bestehen-
den Projekte bislang nicht zusam-
mengearbeitet haben.  

Flüchtlinge werden nicht mehr nur
als ordnungspolitisches Problem,
sondern ansatzweise auch als
Individuen wahrgenommen und
anerkannt, die ein Recht auf ge-
sellschaftliche Teilhabe geniessen
und ihre Fähigkeiten und Ressour-
cen besser als bisher in die
deutsche Gesellschaft einbringen
können. 
Von einer wünschenswerten Poli-
tik der Integration von Flüchtlin-
gen vom ersten Tag ihres
Aufenthalts an sind wir eben-
soweit entfernt wie von einem
gleichberechtigten Arbeitsmarkt-
zugang. Jedoch bietet das vom
BMAS für weitere drei Jahre
aufgelegte Xenos-Sonderpro-
gramm für die Arbeitsmarktinte-
gration von Flüchtlingen und
Geduldeten gute Chancen, die
Fähigkeiten der Betroffenen
frühzeitiger zu fördern, um ihnen
durch Beschäftigung zu einem
Leben in Würde zu verhelfen.
Nicht mehr, aber auch nicht
weniger. <

      Abschlussdokumentation
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Sigmar Walbrecht

Flüchtlinge mit prekärem Aufent-
halt befinden sich im Widerspruch
zwischen sozialer Isolation, Ar-
beitsmarktbeschränkungen und
der Notwendigkeit, den eigen-
ständigen Lebensunterhalt er-
wirtschaften zu müssen.

Die Aufenthaltsperspektive von
Flüchtlingen ist eng mit dem
Nachweis des Lebensunterhaltes
durch Arbeit verschränkt. Einige
Aufenthaltstitel können nur über
den Nachweis eines bestehen-
den Beschäftigungsverhältnisses
oder einer aktuell laufenden Aus-
bildung erlangt werden. Auch die
gesetzliche Altfallregelung für
langjährig geduldete Flüchtlinge ist
von dem Grundgedanken getra-
gen, nur solchen Flüchtlingen den
Aufenthalt zu erlauben, die auf
dem Arbeitsmarkt verwertbar
sind. Viele Flüchtlinge haben nur
einen eingeschränkten Zugang
zum Arbeitsmarkt und unterliegen
Beschränkungen bei der Vermitt-
lung und Förderung durch die Ar-
beitsverwaltung. Darüber hinaus
unterliegen sie noch weiteren
Sondergesetzen, die eine
gesellschaftliche Isolation begüns-
tigen. Unter diesen Umständen ist
die Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit oder einer Ausbildung er-
heblich erschwert. 
Das Recht auf Arbeit ist jedoch ein
Menschenrecht. Auch wenn dieses
Recht nach Ansicht des Autors
mitunter zum Zwang zur Arbeit
verkehrt wird, hat es seine
Berechtigung: Über die Erwerbs-
arbeit erwirbt man sich
gesellschaftliches Ansehen und
eine soziale Stellung. Der Stellen-
wert der Arbeit ist in unserer
Gesellschaft dermaßen hoch, dass
das Selbstwertgefühl der meisten
Menschen davon abhängt, ob und
was sie arbeiten. Letztlich be-
deutet Erwerbsarbeit aber vor

allem eine – wenn auch leider
nicht selten prekäre – materielle
Absicherung und ein gewisses Maß
an Selbständigkeit. Dies bleibt
Flüchtlingen verwehrt, die keinen
Zugang zum Arbeitsmarkt haben.

Wenn Flüchtlinge einer Erwerbsar-
beit nachgehen oder eine be-
triebliche Ausbildung oder auch
nur ein Praktikum machen wollen,
müssen sie einige Hürden über-
winden: 

Wer nicht schon frühzeitig als
Flüchtling anerkannt wird und
einen Aufenthaltstitel bekommt,
unterliegt im ersten Jahr des
Aufenthaltes in Deutschland
einem generellen Arbeitsverbot.
Für die nächsten drei Jahre ist der
Zugang zum Arbeitsmarkt nur
unter eng begrenzten Vorausset-
zungen möglich: Im Rahmen der
sogenannten „Vorrangprüfung“
stellt die Arbeitsagentur auf der
Grundlage der ihr vorliegenden
Personaldaten von Arbeitssuchen-
den fest, ob ein/e deutsche/r oder
andere/r bevorrechtigte/r Arbeit-
nehmerIn den Arbeitsplatz beset-
zen könnte. Die Flüchtlinge
fungieren dabei oftmals unfrei-
willig als Job-Scouts, die Arbeits-
plätze aufspüren, aber in den
meisten Fällen nicht selber beset-
zen dürfen. 
Nach vier Jahren Aufenthalt haben
sie endlich auch ohne Aufenthalts-
erlaubnis einen uneingeschränk-
ten Zugang zu unselbständiger Er-
werbsarbeit. Dies allerdings auch
nur dann, wenn die Ausländerbe-
hörde ihnen nicht vorwirft, gegen
ihre Mitwirkungspflichten zu ver-
stoßen oder die eigene Identität
zu verschleiern.

Eine restriktive Arbeitsmarktpolitik
gegenüber Flüchtlingen war in der
Vergangenheit oftmals auch von
dem Bestreben bestimmt, durch
eine unattraktive Ausgestaltung

Sigmar Walbrecht ist seit September
2003 Mitarbeiter in der Geschäftsstelle
des Niedersächsischen Flüchtlingsrats. 
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Zwischen Arbeitszwang und Ausgrenzung
Die Härten und Widersprüche  im Flüchtlingsalltag



des Flüchtlingsalltags die Zahl der
Asylsuchenden in Deutschland zu
senken. So brachte der Asylkom-
promiss von 1993 neben der hin-
länglich bekannten drastischen
Einschränkung des Asylrechts und
einer Kürzung von Sozialleistun-
gen auch eine verschärfte
Beschränkung des Zugangs zum
Arbeitsmarkt für Flüchtlinge mit
sich. Das Asylverfahrensgesetz,
das im Rahmen des Asylkompro-
misses reformiert wurde, legte
fest, dass Asylsuchende in den er-
sten drei Jahren nicht arbeiten
durften. 1997 verfügte die Bun-
desregierung sogar ein unbefris-
tetes Arbeitsverbot für alle neu
eingereisten Flüchtlinge. 

Erst in den letzten Jahren konnten
wieder Verbesserungen beim Ar-
beitsmarktzugang erreicht wer-
den. Mittlerweile gilt das generelle
Arbeitsverbot „nur“ noch im ersten
Jahr des Aufenthaltes. Geduldete
Flüchtlinge können seit Anfang
2009 nach vier Jahren Aufenthalt
eine Beschäftigungserlaubnis ohne
Vorrangprüfung erhalten, und wer
eine Ausbildung machen will, kann
dies auch mit einer Duldung be-
reits nach einem Jahr Aufenthalt.
Geduldete mit mindestens vier
Jahren Aufenthaltszeit haben seit
dem 01.01.2009 überdies
Möglichkeiten, Bafög oder Berufs-
ausbildungsbeihilfe zur Fi-
nanzierung von Studium oder
Ausbildung zu bekommen.

Trotz der bestehenden Arbeitsver-
bote bzw. -beschränkungen sind
nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz für geduldete Flüchtlinge
oder jene im Asylverfahren wei-
terhin sogenannte „Arbeitsgele-
genheiten“ vorgesehen. Diese
Arbeitsgelegenheiten werden –
vergleichbar den sog. Ein-Euro-
Jobs für ALG II-EmpfängerInnen –
in den Wohnheimen oder Lagern
oder anderweitig bei den Kom-

munen oder gemeinnützigen
Trägern verrichtet und mit 1,05
Euro pro Stunde entlohnt. Zur Un-
tätigkeit verdammt und materiell
in prekärer Situation, sind diese
Arbeitsgelegenheiten für viele
Flüchtlinge ein kleiner Lichtblick in
der Eintönigkeit des Alltags. Da die
Betroffenen dazu verpflichtet wer-
den, haben diese „Arbeitsgelegen-
heiten“ aber gleichzeitig den Cha-
rakter von Zwangsarbeit. Eine
Ablehnung dieser Arbeiten führt
zur Kürzung der ohnehin kargen
Leistungen. Der Zugang zum er-
sten Arbeitsmarkt wird aber oft-
mals weiterhin verweigert. Ein
taktierender Umgang der Auslän-
derbehörden mit „Arbeitsgelegen-
heiten“ und Beschäftigungserlaub-
nissen, die als Lock- oder Druck-
mittel gegenüber Flüchtlingen
eingesetzt werden, die zur Aus-
reise genötigt werden sollen
kommt nach Auffassung des Au-
tors nicht selten vor.

Viele Arbeitsverhältnisse, die
Flüchtlinge eingehen, sind schlecht
bezahlt und überdies zumeist be-
fristet. Eine Weiterqualifizierung
findet oft nicht statt, vielmehr
besteht die Gefahr der Dequali-
fizierung und somit das Risiko, den
Anschluss auf dem Arbeitsmarkt
langfristig zu verlieren. Die eige-
nen, aus dem Herkunftsland mit-
gebrachten Qualifikationen wer-
den entweder nicht nachgefragt
oder nicht anerkannt, so dass eine
Erwerbsarbeit in dem Bereich des
bisher Erlernten nur selten zu-
stande kommt. 

Eine besondere Problematik ergibt
sich für Jugendliche, denen die
Beschäftigungserlaubnis versagt
wird. Sie haben keine Möglichkeit,
eine betriebliche Ausbildung zu
beginnen. Zukunftsperspektiven
werden ihnen damit oftmals ver-
baut. Dabei wäre eine Ausbildung
nach Abschluss der Schule für
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ihren weiteren Lebensweg beson-
ders wichtig, unabhängig davon,
ob sie dauerhaft in Deutschland
bleiben können oder eines Tages
doch in ein anderes Land müssen.
Obwohl händeringend junge Ar-
beitskräfte zur Sicherung der
Renten und zur Deckung des
FacharbeiterInnenbedarfs gesucht
werden, werden diese jungen
Menschen, die hier aufgewachsen
sind und die Schulen durchlaufen
haben, vom Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt ausgeschlossen. Sie
empfinden das perspektivlose
Leben oft als sinnlos und müssen
zusehen, wie sie wertvolle Zeit
verlieren. Es geht ihnen – wie die
Erfahrungen aus den ESF-Projek-
ten zeigen – keineswegs darum,
„in die Sozialsysteme einzuwan-
dern“. Sie wollen vielmehr in der
Regel arbeiten oder eine Ausbil-
dung machen, um sich eine Per-
spektive aufbauen zu können.

Die gesetzliche Altfallregelung für
langjährig geduldete Menschen
sieht vor, dass eine dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis nur erhalten
kann, wer den Lebensunterhalt
durch eigene Erwerbsarbeit er-
wirtschaftet und zukünftig keine
Sozialleistungen in Anspruch
nehmen wird. Wer jedoch jahre-
lang kaum eine Chance hatte zu
arbeiten, hat – insbesondere in
Zeiten der Wirtschaftskrise – Pro-
bleme, eine Arbeit zu finden. An-
gesichts von durchschnittlich 1,3
Millionen abhängig Beschäftigten,
die im Jahr 2009 ergänzend ALG
II erhielten, darunter 425.000 in
Vollzeitarbeit1, stellt diese An-
forderung nach Auffassung des
Autors eine Zumutung dar. 

Bekanntlich kommen viele Ar-
beitsverhältnisse durch persön-
liche Beziehungen zustande. Diese
Beziehungen können Flüchtlinge
durch die weitreichende soziale
Isolation gar nicht erst aufbauen.
Beschränkte Sozialleistungen über
das Asylbewerberleistungsgesetz,

die Unterbringung in Lagern bzw.
Gemeinschaftsunterkünften,
Wohnsitzauflagen und die Be-
schränkung der Freizügigkeit
führen zu einem weit reichenden
gesellschaftlichen Ausschluss.

Oftmals befinden sich die  Aufnah-
meeinrichtungen und Wohnheime,
in die Flüchtlinge eingewiesen
werden, in isolierter Lage. Ein
Kontakt zu den BewohnerInnen
des Ortes wird erschwert. Tägliche
Besorgungen und regelmäßige
Arztbesuche sind mit langen
Fahrten in die Zentren verbunden,
wobei öffentliche Verkehrsmittel
für Flüchtlinge kaum finanzierbar
sind, insbesondere dann, wenn sie
Gutscheine erhalten. Die Enge, die
in vielen Gemeinschaftsunterkünf-
ten vorherrscht, bedeutet Stress
für alle BewohnerInnen und führt
zu Spannungen unter ihnen. Vor
dem Hintergrund, dass viele
Flüchtlinge durch ihre Erlebnisse
im Herkunftsland psychisch stark
belastet sind2 , verschlechtert sich
ihre Situation in den Wohnheimen
oftmals weiter.

Wollen AsylbewerberInnen den
Bereich der Ausländerbehörde
(also i.d.R. die Stadt oder den
Landkreis) verlassen, geht dies
nur mit behördlicher Genehmi-
gung. Menschen mit Duldung
müssen sich eine solche Genehmi-
gung beim Verlassen ihres Bun-
deslandes besorgen. Die soge-
nannte Residenzpflicht un-
terbindet soziale Kontakte und
macht die Teilnahme an kul-
turellen oder politischen Ver-
anstaltungen nahezu unmöglich.
Wohnsitzauflage und räumliche
Beschränkung erschweren über-
dies neben der Wahl des sozialen
Umfeldes vor allem auch die Ar-
beitsplatzsuche. Es liegt auf der
Hand, dass es einfacher ist, in Bal-
lungsräumen eine Arbeit zu finden
als auf dem „flachen Land“.
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1 http://www.verdi-bub.de/stand-
punkte/archiv/aufstocker/

2 Verschiedene Studien belegen,  dass
ein großer Teil der Flüchtlinge in
Deutschland psychisch erkrankt ist.
So kommt eine Studie der
deutschsprachigen Gesellschaft für
Psychotraumatologie zu dem Ergeb-
nis, dass 30-40% aller politischen und
Kriegsflüchtlinge traumatisiert sind.



Zu der verschärften Wohnsituation
kommt dann noch die äußerst
prekäre materielle Situation.
Flüchtlinge mit einer Aufenthalts-
gestattung für die Dauer des
Asylverfahrens, mit einer Duldung
oder mit einer Aufenthaltserlaub-
nis aus humanitären Gründen
nach § 25 Abs. 4 und 5 AufenthG
erhalten Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz. In
den ersten vier Jahren bekommen
sie lediglich Sachleistungen oder
Gutscheine und einen kleinen Bar-
betrag von 40,90 € (für Personen
ab dem 14. Lebensjahr) bzw.
20,45 € (für Jüngere). Mit diesem
Geld müssen sie dann Dinge
zahlen, die mit Gutscheinen nicht
erhältlich sind, wie z.B. Bus-
fahrkarten oder Anwaltshonorare.
Selbst die Fahrt zu einem Vorstel-
lungsgespräch wird so für Flücht-
linge zu einem finanziellen Kraft-
akt.

Die gesamten Leistungen (Gut-
scheine + Barbetrag), die Flücht-
linge nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz erhalten, liegen ca.
35 % unter dem Niveau von ALG
II. Seit Einführung des Sonderge-
setzes 1993 gab es keine Er-
höhung. Das sogenannte „sozio-
kulturelle Existenzminimum“, das
eine Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben ermöglichen soll, wird
Flüchtlingen damit nicht zuge-
standen3. 

Für nicht wenige Flüchtlinge wird
die Situation darüber hinaus noch
durch Leistungskürzungen ver-
schärft, denn wer gegen die be-
hördliche Mitwirkungspflicht
verstößt, also nach Ansicht der
Behörden schuld ist, dass er/sie
nicht abgeschoben werden kann,
bekommt oftmals neben einem
Arbeitsverbot noch das Bargeld
gestrichen. Unter diesen Bedin-
gungen ist eine Teilnahme am
sozialen Leben noch weit weniger
möglich, eine weitere Isolation
damit zwangsläufig. Lediglich über
die Kinder und Jugendlichen, die
schulpflichtig sind, findet ein in-
tensiverer Austausch mit der
angestammten Bevölkerung statt.

Der hier beschriebene gesell-
schaftliche Ausschluss betrifft eine
große Zahl von Flüchtlingen in
Deutschland, und sie leben unter
diesen Bedingungen über viele
Jahre. So lebten am 31. März
2010 in der Bundesrepublik knapp
88.000 Menschen mit einer Dul-
dung, davon über 56.000 seit
mehr als sechs Jahren.4 Nach Auf-
fassung des Autors sollten auch
diese Menschen die vollen sozialen
Rechte erhalten, um un-
eingeschränkt am gesellschaft-
lichen Leben teilnehmen zu
können. <
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3 Ob das Bundesverfassungsgericht,
das die willkürliche Festsetzung des ALG
II-Satzes moniert hat, auch die willkür-
lich festgelegten Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz beanstan-
den wird, ist noch offen. Immerhin ist
das Landessozialgericht Nordrhein-
Westfalen der Ansicht, dass die Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz verfassungswidrig seien, und hat
dem Bundesverfassungsgericht die Fra-
ge zur Grundsatzentscheidung vor-
gelegt.

4 Laut Ausländerzentralregister nach
Angaben in einer Antwort der Bun-
desregierung vom 30.04.2010 auf eine
kleine Anfrage der Fraktion Die Linke im
Bundestag.
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Grafik: Flüchtlingsrat
Niedersachsen



Aufgenommen durch:  BTEU

Hidir ist 23 Jahre alt und lebt
seit seinem 18. Lebensjahr
alleine in Deutschland. Seine El-
tern wurden vor vier Jahren
nach ihrem 11-jährigen Aufent-
halt in Deutschland in die Türkei
abgeschoben, seither hat er sie
nicht wieder gesehen. Ins AZF-
Programm wurde er am 15.08.
2009 aufgenommen. 

Beim „Bund Türkisch-Europä-
ischer UnternehmerInnen
(BTEU)“ lernten wir Hidir in
einem Vorstellungsgespräch
Mitte Januar als einen sehr pes-
simistisch eingestellten Ju-
gendlichen kennen, der kaum
noch Hoffnung auf eine Ausbil-
dungsstelle hatte. Die zwischen
ihm und der Ausländerbehörde
getroffene Vereinbarung sah vor,
dass er bei Antritt einer quali-
fizierten Ausbildung eine unbe-
fristete Niederlassungserlaubnis
erhalten würde. Eine Ausbil-
dungsstelle hatte er jedoch im
Jahr 2009 nicht gefunden. Kurz
bevor er zu uns kam, brach er
eine Maßnahme vom Arbeitsamt
ab, da diese ihm sinnlos er-
schien. 

Nach einem Kennenlernge-
spräch halfen wir ihm, seine
Bewerbungsunterlagen zu opti-
mieren und sich auf eine Reihe

von Stellenausschreibungen zu
bewerben. Hidir wurde zwar zu
einigen Vorstellungsgesprächen
eingeladen, aber leider führte
keines zu einer Einstellung. Er
war der Ansicht, dass sein un-
sicherer Aufenthaltsstatus die
Proble-matik darstellte. Die Ar-
beitgeber würden gebürtige
Deutsche oder aber Personen
mit sicherem Aufenthaltsstatus
bevorzugen. 

Im April 2010 kam Hidir erneut
zu uns, um seine Bewerbungs-
mappe zu aktualisieren und
weitere Stellen zu recher-
chieren. Zur gleichen Zeit suchte
das BTEU-Mitgliedsunternehmen
„Kibar Immobilien“ einen Auszu-
bildenden. Hidir bewarb sich
auch auf diese Stelle und bekam
durch unseren Kontakt die Gele-
genheit zu einem Vorstellungs-
gespräch. 

Herr Kibar nahm Hidir ab dem 
1. Mai zunächst als Praktikanten
in seinen Betrieb auf. Im ersten
Monat wollte sich Herr Kibar ein
Bild von den Fähigkeiten, Kennt-
nissen und dem Engagement
des jungen Mannes machen. An-
fang Juni war der Arbeitgeber
überzeugt und beschloss, Hidir
eine Chance zu geben. 

Am 1. August begann Hidir seine
Ausbildung bei Kibar. < 

Endlich eine Ausbildungsstelle
Hidir Seyyar
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Interview mit Aytac Savurur,
dem Inhaber des Restaurants
„Tandure“ in Hannover

AZF: Herr Savurur, durch den
BTEU Vorstandsvorsitzenden
Herrn Güler haben wir erfahren,
dass Sie seinerzeit als Flüchtling
nach Deutschland gekommen
sind. Können Sie uns erzählen,
wie es für Sie war, hierher zu
kommen?

Savurur: Ich bin mit 18 Jahren
als politischer Flüchtling nach
Deutschland gekommen. Ende
der 70er Jahre herrschte eine
sehr große Unruhe in der Türkei.
Es herrschte ein oligarchischer
Staatsapparat mit starken Mili-
taristen im Hintergrund, und vie-
le linke Organisationen kämpften
dagegen. Zwei meiner Cousins
wurden in dieser Zeit von den
„Grauen Wölfen“ umgebracht. 

Ich selbst wurde drei Mal ver-
haftet und war insgesamt 20 Mo-
nate im Gefängnis. Im Gefängnis
habe ich auch meine Ausbildung
und meinen Schulabschluss
gemacht, einschließlich der
Hochschulzugangsberechtigung,
was in der Türkei nicht so ein-
fach ist. Mein Onkel war Lehrer
und hat mir die notwendigen
Bücher zukommen lassen, damit
ich an den Abschlussprüfungen
teilnehmen konnte, die ich auch
bestanden habe. 

Nachdem ich 1979 nach neun
Monaten Haft aus dem Gefäng-
nis entlassen wurde, hat mir
mein Vater einen Pass besorgt,
so dass ich das Land verlassen
konnte. Ich denke heute, dass er
damals genau das Richtige getan
hat, denn 1980 gab es dann den
großen Militärputsch in der
Türkei, und es wurden viele un-
schuldige Menschen gefoltert
und hingerichtet. 

Über Salzburg sind mein Vater
und ich dann ohne Visa nach
Deutschland eingereist, da man zu
der Zeit kein Visum benötigte.
Mein in Braunschweig lebender
Onkel und mein Cousin haben uns
aufgenommen. Mit den hier leben-
den Türken habe ich mich politisch
engagiert und in der damaligen
Organisation „Türkiyeli Isci Der-
nekleri“ (Türkische Arbeiter Verei-
ne) aktiv mitgewirkt.

AZF: Wann haben Sie Ihren Asyl-
antrag gestellt?

Savurur: Während einer Flug-
blatt-Aktion im Januar 1980 kam
es in Braunschweig zu einer
Schlägerei mit den türkischen
„grauen Wölfen“, einer faschis-
tischen Organisation. Als die
Polizei kam, stellte sie fest, dass
ich keine Aufenthaltsgenehmi-
gung hatte. Deshalb habe ich
dann einen Asylantrag gestellt.
Bis dahin wollte ich eigentlich
keinen Asylantrag stellen, son-
dern ein Studium beginnen. 

Mein Asylantrag wurde 1982
abgelehnt. Die Begründung war,
es sei nicht glaubhaft, dass ich
politisch verfolgt wurde, wenn
ich im Gefängnis mein Abitur
machen konnte. Es war aber
alles die Wahrheit, so wie ich es
erzählt habe. 

Ich sollte dann abgeschoben
werden, woraufhin meine Frau
und ich uns entschlossen haben
zu heiraten. Meine Frau ist Deut-
sche, deshalb durfte ich bleiben.
Mein Bruder dagegen hat seine
Koffer gepackt und ist zuerst
nach Paris gegangen. Man kann
sagen, er wurde hauptberuflich
Flüchtling: Von Frankreich ging
er nach Holland, dann zurück
nach Frankreich und schließlich
nach England. Inzwischen leben
vier meiner Geschwister sowie
meine Eltern in England und
haben auch englische Pässe.

Vom Flüchtling zum Unternehmer
Streng nach Vorschrift wäre es nichts geworden

Aytac Savurur ist Betreiber des
Restaurants „Tandure“ in Hannover
und brachte es als Flüchtling zu
einem besonders qualitätsbewuss-
ten und kreativen Gastronomen.
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In dieser Zeit war ich auch viel
im Jugendzentrum und in politi-
schen Zusammenhängen aktiv
und habe mir selbst Deutsch
beigebracht – ohne Schule oder
Sprachkurse.  

AZF: Wurden Sie damals bei
Ihrer Asylantragstellung unter-
stützt und beraten?

Savurur: Ich wurde unterstützt
von der linken türkischen Orga-
nisation „Devrimci Isci“, die in
ganz Deutschland gut organisiert
war und an deren politischen Ak-
tivitäten ich mich beteiligt habe.
Jemand aus der Organisation,
der gut Deutsch sprach, brachte
mich zu einem Anwalt, und dann
haben wir den Antrag gestellt. 
Während meiner Zeit als Asylbe-
werber habe ich dann auch schon
gearbeitet, obwohl Asylbewerber
eigentlich keine Arbeitserlaubnis
erhalten haben. Ich bin zum Ar-
beitsamt gegangen und habe
ihnen gesagt, dass ich unbedingt
arbeiten möchte. Als sie mir
keine Arbeitserlaubnis erteilen
wollten, habe ich zwei Tage von
8:00 Uhr bis zum Feierabend vor
dem Arbeitsamt „gestreikt“, bis
meine Sachbearbeiterin
überzeugt war und ich die Ar-
beitserlaubnis bekam.

AZF: Als was haben Sie gear-
beitet?

Savurur: Zuerst habe ich in einer
Mehlfabrik gearbeitet. Nachdem
ich dann besser Deutsch spre-
chen konnte, habe ich, da ich
auch Koch bin, in türkischen und
griechischen Restaurants gear-
beitet.

AZF: Haben Sie eine Ausbildung
zum Koch in der Türkei
gemacht? 

Savurur: Ja. Ich habe schon
während meiner Schulzeit re-
gelmäßig im Restaurant meines

Onkels gearbeitet. Meine Ausbil-
dung habe ich dann im Gefäng-
nis gemacht. Da mussten wir
uns selbst versorgen, und ich
habe dann mittags und abends
immer für 40 Personen gekocht.
So habe ich im Gefängnis mein
Hobby zum Beruf gemacht.

AZF: Sie sagten, Sie wollten in
Deutschland studieren. Was ist
daraus geworden?

Savurur: Da weder mein Onkel
noch meine Eltern, die selbst auf
der Flucht waren, ein Studium fi-
nanzieren konnten und ich auch
niemandem zur Last fallen
wollte, konnte ich nicht stu-
dieren.

AZF: Wann haben Sie be-
schlossen, sich selbstständig zu
machen?

Savurur: Das war 1983, nach-
dem ich einen Job in einem
türkischen Lokal gekündigt
hatte, weil der Inhaber mich un-
gerecht behandelte. Ich habe in
Braunschweig einen leer stehen-
den Laden gesehen, und meine
Frau hatte gerade 5.000,- DM als
Bafög-Nachzahlung bekommen.
Da haben wir beschlossen, den
Laden zu mieten, und ich habe
ein Lebensmittelgeschäft eröff-
net. Ich habe den Laden dann
mit meinen Kochkünsten erwei-
tert. Ich habe Salate vorbereitet
und verkauft und Fleisch für die
Gastronomie verarbeitet. In
dieser Zeit habe ich mir den
Beruf des Fleischers selbst
beigebracht. Zu Beginn hatte ich
jemanden eingestellt und von
ihm das Schlachten gelernt. Es
hat  sich bei den türkischen Mi-
granten dann schnell herumge-
sprochen, dass ich selbst und
nach den Regeln des Koran, also
„helal“, schlachte. Dreimal in der
Woche bin ich auch nach Han-
nover auf den Großmarkt gefah-
ren. Also der Erfolg kommt nur

      Abschlussdokumentation
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von Fleiß und harter Arbeit. Ich
habe von niemandem etwas
geschenkt bekommen, eher
habe ich vielen etwas geschenkt.
1985 habe ich in der Nähe der
Hochschule für bildende Künste
in Braunschweig mein erstes
Restaurant eröffnet, mit dem ich
auch sehr erfolgreich war.

AZF: Wann sind Sie nach Han-
nover gekommen?

Savurur: Ende 1987 sind wir
nach Hannover umgezogen.
1988 habe ich dann das Restau-
rant Tandure eröffnet, seit 22
Jahren sind wir an der gleichen
Stelle. 1994 bin ich dann auch in
den Fleischgroßhandel eingestie-
gen. Das geschah aus der Not,
weil mein Fleischlieferant nicht
mehr liefern konnte. Ich habe
dann ein eigenes Kühlhaus
gebaut und Lämmer direkt aus
Schottland importiert. Im Jahr
2000 konnten wir wegen des
BSE-Skandals kein Fleisch mehr
aus Schottland liefern lassen,
deshalb sind wir auf besondere
Lämmer umgestiegen, die in der
Uckermark bei Berlin gezüchtet
werden. In der Krisenzeit haben
wir in Berlin selbst geschlachtet.
2001 habe ich dann mit der Dö-
nerproduktion angefangen. Wir
wollten von Anfang an besseren
Döner machen. Seit 2001 bin ich
also auch in der Dönerindustrie
tätig. Seit drei Jahren arbeite ich
intensiv an der Herstellung von
Dönerfleisch, seitdem pro-
duzieren wir direkt am Großmarkt
in Bornum mit 60 Mitarbeitern 8
bis 12 Tonnen Dönerfleisch am
Tag. Mittlerweile beläuft sich
unser Jahresumsatz mit der
Dönerherstellung auf 8 bis 10
Mio. €. 20% unserer Produktion
wird in Deutschland verkauft, die
restlichen 80% exportieren wir
nach Spanien, Italien, Belgien,
Frankreich und Österreich. 

AZF: Und Ihr Unternehmen ex-
pandiert weiter?

Savurur: Ich habe immer eine
Vision, eine Idee, wie man etwas
verbessern kann. Mit dem Res-
taurant Tandure zum Beispiel
habe ich mir vorgenommen,
einen Maßstab für die Qualität
türkischer Küche zu setzen.
Genau diese Qualität möchte ich
nun auch in Schnellrestaurants
erreichen. Bisher haben wir in
Hannover-Linden für andere
Restaurants Lahmacun, Pide und
Börek produziert. Da die Käufer
aber nur noch Fabrikpreise
zahlen wollten, zu denen wir
nicht handwerklich produzieren
können, habe ich vor drei
Monaten selbst ein Tandure-
Schnellrestaurant eröffnet. Dort
verkaufen wir hochwertige
Döner-Kebap, Pizza, frische Pas-
ta und Salate. Diese Qualität soll
nun auch standardisiert werden.
Wir arbeiten deshalb gerade an
einem Handbuch und einem
Franchise-Konzept.

AZF: Gab es für Sie als Flüchtling
besondere Schwierigkeiten bei
der Gründung Ihres Unter-
nehmens?

Savurur: Was für mich ein
großes Hindernis darstellte, war
die Tatsache, dass ich nicht die
Erlaubnis hatte, ein Gewerbe zu
eröffnen. Am Ende wurde das
Gewerbe dann auf den Namen
meiner Frau angemeldet. Das
brachte aber auch Probleme mit
sich, da meine Frau ja nun
gegenüber den Behörden ver-
antwortlich war, während ich das
eigentliche Geschäft geleitet
habe. 

AZF: Wie bewerten Sie die Tat-
sache, dass Sie Ihre persön-
lichen Ressourcen und die in der
Türkei erlernten Fertigkeiten in
Deutschland nur gegen den
Widerstand der Behörden auf
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dem Arbeitsmarkt einbringen
konnten? 

Savurur: Wäre es nach den Be-
hörden gegangen, wäre aus
meiner Unternehmensgründung
nichts geworden. Sie haben mir
damals alle Türen vor der Nase
zugeschlagen. Nur durch das
Glück, mit einer deutschen Frau
verheiratet zu sein, konnte ich
das Unternehmen gründen, mit
dem ich heute so erfolgreich bin.
Die damit verbundenen Steuer-
einnahmen hätte sich der deut-
sche Staat durch die Lappen
gehen lassen.

AZF: Ihre Integration in den Ar-
beitsmarkt, vom Erstreiten der
Arbeitserlaubnis bis zur Leitung
eines erfolgreichen Unterneh-
mens, brauchte viel Geduld und
Durchsetzungskraft. Ist dieses
artnäckige Bestehen auf Ihren
Rechten auch durch Ihre Er-
fahrungen aus der politischen
Arbeit begründet? 

Savurur: Sicherlich, dieser Mut,
alleine vom Staat etwas zu ver-
langen, kommt nicht von unge-
fähr, und auch meine politische
Erfahrung hat mir Mut gegeben.
Viele Migranten, die nie politisch
aktiv waren, haben diesen Mut
vielleicht nicht. Wer politisch
aktiv ist, macht mehr Erfahrun-
gen mit Staat und Behörden und
findet sich besser im Behörden-
dschungel zurecht. Man ist
genauer informiert und weiß,
welche Möglichkeiten es gibt, um
seine Rechte zu fordern. Meinen
Mut habe ich aus meinem politi-
schen Bewusstsein hergeleitet.

AZF: Sind Sie heute noch poli-
tisch aktiv?

Savurur: Nein, heute engagiere
ich mich eher im sozialen Be-
reich. Ich unterstütze zum
Beispiel  Projekte für ältere Men-
schen oder Flüchtlingskinder. In

der Türkei unterstütze ich re-
gelmäßig junge Frauen, die
studieren möchten. Die Stu-
dentinnen erhalten einen monat-
lichen Zuschuss von 100,- €, um
sich ihr Studium finanzieren zu
können.

AZF: Beschäftigen Sie selbst
Flüchtlinge und Geduldete in
Ihrem Unternehmen?

Savurur: Ja natürlich. Bei uns
kommt es vor allem auf das Kön-
nen an. Die Probleme mit den
Behördengängen kenne ich ja,
da ich selbst diesen Weg gehen
musste. Ich habe deshalb schon
viele meiner Mitarbeiter bei der
Beantragung der Arbeitserlaub-
nis unterstützt. Manchmal ging
es dabei auch um die Erteilung
oder Verlängerung der Aufent-
haltserlaubnis. Ich weiß, dass
viele deutsche Arbeitgeber diese
ganze Bürokratie vermeiden,
weil es sehr mühsam und zeit-
aufwendig ist. Aber ich denke,
dass ich als Arbeitgeber so viel
mehr zur Integration von Mi-
granten und Flüchtlingen leiste,
und darauf bin ich auch
stolz.<

      Abschlussdokumentation
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Naciye Celebi-Bektas

Das DGB-Teilprojekt im Projekt
„Arbeitsmarktzugang für Flücht-
linge“ hatte unter anderem die
Aufgabe der Beratung und Ver-
mittlung von arbeitsuchenden
Flüchtlingen. Eine der auffälligs-
ten Erfahrungen aus unserer
Projektarbeit ist, dass Arbeits-
marktintegration für Flüchtlinge
überdurchschnittlich häufig die
Annahme von prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen  bedeutet.1

Für die Gewerkschaft, die sich
den Kampf für gute Arbeit und
gegen die gesellschaftliche Aus-
weitung prekärer Beschäftigung
auf die Fahnen geschrieben hat,
ist diese Erfahrung Grund zum
Nachdenken und auch zur Re-
flektion unserer eigenen Projekt-
arbeit. Bedeutet die Vermittlung
von Flüchtlingen in den Arbeits-
markt zwangsläufig die Inkauf-
nahme prekärer Beschäftgungs-
verhältnisse?

Bei der Suche nach Antworten
auf diese Frage ist natürlich
zuerst festzuhalten, dass Mi-
grantInnen in Deutschland über-
durchschnittlich häufig arbeitslos
sind. Flüchtlinge sind davon
besonders betroffen, da für sie
besondere Beschränkungen des
Arbeitmarktzugangs, bis hin zu
Arbeitsverboten, bestehen und
ihre soziale Situation oft schwie-
rig ist. Prekäre Lebenssituatio-
nen und prekäre Beschäftigung
stehen meist in engem Zusam-
menhang, denn für Menschen,
die lange unter schwierigen Um-
ständen leben, kann auch eine
unsichere Beschäftigung einen
subjektiven Fortschritt bedeu-
ten. 

Das heißt auch, dass prekäre
Beschäftigungsverhältnisse, die
wir aus der Perspektive der Nor-
malarbeitsverhältnisse als erzwun-
gene Einschränkung erleben, von
den Betroffenen nicht in jedem

Fall als prekär erlebt werden. Sie
stellen für diese eine frei gewähl-
te Alternative zur (prekären) Si-
tuation der Arbeitslosigkeit dar.
Dies gilt umso mehr, wenn der
eigene Aufenthalt in Deutschland
an die Bedingung eines eigenen
Einkommens geknüpft ist. 

Langfristig gesehen ist die An-
nahme prekärer Beschäftigungs-
verhältnisse nach dem Motto
„Besser als gar nichts“ aber nicht
überzeugend. Die im Rahmen
der Diskussion um Hartz-IV oft
behauptete positive Wirkung
z.B. von Leiharbeit und Minijobs
lässt sich nicht bestätigen. Un-
serer Erfahrung nach besteht
viel mehr die Gefahr, dass sich
prekäre Lebenslagen bzw. die
prekäre Aufenthaltssituation von
Flüchtlingen verfestigen. Prekä-
rer Beschäftigung ist deshalb mit
wirksamen Konzepten entgegen-
zutreten, um Betroffenen eine
langfristige und beständige Inte-
gration in die Arbeitswelt zu er-
möglichen. Damit würde auch die
soziale Integration der Flüchtlinge
besser gefördert.

Zur Verdeutlichung dieser Aus-
führungen lassen sich einige
Beispiele aus unserer Beratungs-
praxis heranziehen. 

Als besonders hinderlich für die
Arbeitsmarktintegration stellen
sich immer wieder die aufent-
haltsrechtlichen Einschränkun-
gen dar, mit denen die Flüchtlin-
ge und deren Berater konfron-
tiert sind. Dazu zählen das Ar-
beitsverbot im ersten Jahr nach
der Einreise, der nachrangige Ar-
beitsmarktzugang für Geduldete
und Asylbewerber in den ersten
vier Jahren des Aufenthaltes
sowie die sogenannte „Residenz-
pflicht“. 

Naciye Celebi-Bektas ist Beauf-
tragte für Migrations- und Flücht-
lingspolitik und Koordinatorin des
DGB für AZF Hannover - Arbeits-
marktzugang für Flüchtlinge 

Prekäre Beschäftigung 
Ein Blick aus der Beratungssituation

1 Mini-und 1-Euro-Jobs,  Niedriglohn-
jobs,  Werkvertragsarbeit. 



21

Da ist zum Beispiel Herr B., der
in einem kleinen Ort nahe Alfeld
lebt und sich über die schlechte
Verkehrsanbindung beklagt, die
eine große Hürde für seine Ar-
beitssuche ist. Selbst die Teil-
nahme an einem kostengünsti-
gen Sprachkurs in der Stadt
wurde so auf Grund der Fahrt-
kosten oder mangelnder Verbin-
dung zu einer großen Hürde.
Auch die Beratung der Ehefrau
von Herrn B., die sich um den
Haushalt und die Kinder küm-
mert, erweist sich als schwierig.
Sie kann das Dorf nur selten ver-
lassen und lebt so fast in Isola-
tion. In einer Großstadt dagegen
könnte die geschickte Haushalts-
managerin leichter Arbeit finden
und so nicht nur etwas zum Fa-
milieneinkommen beitragen, son-
dern endlich ihre Selbstzweifel
hinter sich lassen. 

Die Aufhebung der Residenz-
pflicht für Asylbewerber und

Geduldete würde die Situation im
Allgemeinen erheblich erleichtern
und ihre Chancen, unabhängig
von öffentlichen Leistungen zu
leben, deutlich erhöhen. 
Ein weiteres Problem, das uns im
Beratungsalltag häufig begeg-
net, ist die Nicht-Anerkennung
von Bildungsabschlüssen. For-
male Bildungsabschlüsse aus den
Herkunftsländern werden hierzu-
lande nur sehr eingeschränkt an-
erkannt. Hunderttausende Men-
schen mit Migrationshintergrund
haben einen Hochschulabschluss,
den sie im Ausland erworben
haben. Wegen formaler Ableh-
nungsgründe und/oder fehlender
Bewertungsmöglichkeiten werden
sie oft so behandelt, als seien sie
unqualifiziert oder ungelernt. 
Sie haben weniger Zugang zu
Fort- und Weiterbildung und sind
überdurchschnittlich oft nicht in
ihrem erlernten Beruf bzw. weit
unterhalb ihres Qualifikations-
niveaus beschäftigt.

      Abschlussdokumentation
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Frau O., diplomierte Ingenieurin
aus der Ukraine, erkundigt sich
bei der Beratung über eine Wei-
terbildungsmöglichkeit als Büro-
kraft. Sie sieht für sich nicht die
Möglichkeit, in ihrem erlernten
Beruf Fuß zu fassen, da sie mit
52 Jahren keine Chance sieht,
die Anerkennung ihres Diploms
zu verfolgen und mit einer Wei-
terbildung doch noch als Inge-
nieurin arbeiten zu können. Sie
möchte so schnell wie möglich
am Arbeitsmarkt teilnehmen,
auch wenn es sich um eine ge-
ringer qualifizierte Stelle oder
ein geringfügiges Arbeitsverhält-
nis handelt.

Bei der Gruppe der Flüchtlinge
kommt es zusätzlich oftmals vor,
dass sie keinerlei Dokumente bei
sich haben, weil diese zerstört
wurden oder auf der Flucht ver-
loren gingen. Oft lassen sich die-
se auf Grund der politischen
Situation im Heimatland auch

nicht mehr beschaffen. Frau S.
aus dem Kosovo erzählte uns in
der Beratung, dass sie vor ihrer
Flucht all ihre Dokumente im
Garten vergraben hat. In Fällen
wie diesem lässt sich keinerlei
schulische oder berufliche Quali-
fikation nachweisen.

Einen individuellen Anspruch auf
ein Anerkennungsverfahren für
ausländische Abschlüsse gesetz-
lich zu verankern und anschluss-
fähige Aus- bzw. Weiterbildungs-
perspektiven in Deutschland
anzubieten, wäre ein großer
Vorteil für die Betroffenen und
würde das Angebot an Fach-
kräften auf dem Arbeitsmarkt
erhöhen. 

Zusammenfassend lässt sich
sagen, dass die Gemengelage
von aufenthaltsrechtlichen Barri-
eren, fehlenden Qualifikationen
(bzw. Nachweisen), zeitlicher
Entfremdung vom Arbeitsmarkt

Die prekäre Beschäftigungssituation von Flüchtlingen
Quelle: Bundesagentur für Arbeit



23

sowie oft mangelnder Deutsch-
kenntnisse auf Grund jahrelang
isolierter Lebenssituationen für
die Zielgruppe fast automatisch in
prekäre Beschäftigungsverhält-
nisse führt.
Die Möglichkeit zur Qualifizierung
und Weiterbildung würde sich
langfristig sicherlich fruchtbarer
zeigen als die Vermittlung in
Niedriglohnjobs. Dazu müssten
aber grundlegende gesetzliche
Regelungen geändert werden, die
den Arbeitswillen der Betroffenen
sowie auch unsere Tätigkeit als
BeraterInnen heute noch stark
einschränken. 

Dass es in der Gesetzgebung auch
Alternativen gibt, zeigt der inter-
nationale Vergleich: 

So erlaubt das schwedische Ar-
beitsrecht MigrantInnen mit
einem Jahresvisum in fast allen
Arbeitsbereichen tätig zu sein
oder sich selbstständig zu ma-
chen. Damit sind sie EU-Bürgern
gleichgestellt. Arbeitslose Migran-
tInnen erhalten Sprachunterricht
und berufliche Fördermaßnah-
men2. 

Was tun die Gewerkschaften
in diesem Zusammenhang?

Die Gewerkschaften setzen sich
für existenzsichernde Arbeitsver-
hältnisse und für die Festlegung
gesetzlicher Mindestlöhne ein. Im
Hinblick auf die Leiharbeit gilt die
Forderung: „Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“. Weiterhin fordern wir
die Einrichtung von Betriebsräten,

insbesondere in Bereichen prekärer
Beschäftigung.

Für prekär Beschäftigte bieten die
Gewerkschaften Unterstützung in
Form von Öffentlichkeitsarbeit und
Beratungsangeboten.

Mit der Beteiligung am Projekt
„Arbeitsmarktzugang für Flücht-
linge“ setzt sich der DGB  für eine
Verbesserung der Lebens- und Ar-
beitssituation von Flüchtlingen
ein. 

Durch das konkrete Beratungs -
und Vermittlungsangebot erhalten
wir einen sehr individuellen Ein-
blick in die Beschäftigungssitua-
tion der Flüchtlinge und deren
Folgen. Diese Erkenntnisse wer-
den in der Entwicklung von Quali-
fizierungsmaßnahmen für Flücht-
linge umgesetzt, die wir teilweise
auch selbst anbieten.

Im Hinblick auf die Arbeitgeberseite
hat sich in der Vermittlungstätigkeit
herausgestellt, dass viele Betriebe
nur mangelhaft über die aufent-
haltsrechtliche Situation von
Flüchtlingen informiert sind und
beispielsweise geduldete Flücht-
linge nur selten einstellen.  Hier
konnte in einzelnen Gesprächen
positiv auf die Betriebe eingewirkt
werden.

Ein weiterer wichtiger Aspekt der
sich aus den Erfahrungen der Ver-
mittlung ergeben hat, ist das
Thema interkulturelle Kompetenz.
Im Anschluss daran wurden in-
terkulturelle Trainings und Semi-
nare zu interkultureller Kompetenz
durchgeführt. 

Des Weiteren wurde mit der
Durchführung von Informa-
tionsveranstaltungen im Rahmen
des Projektes die Vernetzung der
Akteure gefördert. Dem DGB ist
es insbesondere wichtig, seine
Mitgliedsgewerkschaften sowie
die Betriebs- und Personalräte
über die rechtliche und soziale
Situation der Zielgruppe zu in-
formieren.<

      Abschlussdokumentation
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Sabine Meyer 

Eine der Aufgabenstellungen der
Handwerkskammer Hannover,
umgesetzt durch die Tochter HWK
Hannover Projekt- und Servicege-
sellschaft mbH, sind zukunftswei-
sende Projekte zur Stabilisierung
handwerklicher Strukturen als
nachhaltiger Beitrag zur Unter-
stützung von Betrieben und
Menschen. Im Einklang mit den
Aufgabenstellungen unserer
Partner im Projekt „Arbeitsmarkt-
zugang für Flüchtlinge in Han-
nover“ (AZF) durchlaufen die
Klienten ein hauseigenes Profi-
ling, um mögliche berufliche Per-
spektiven im Bereich Handwerk
aufzuspüren.

Soziale Hintergründe 
Die Heranführung von Flüchtlin-
gen an den deutschen Arbeits-
markt erfordert das Verständnis
ihrer speziellen Lebenssituation.
Regelmäßig fehlen Nachweise,
die auf dem Arbeitsmarkt in
Deutschland von zentraler Be-
deutung sind: Zeugnisse, Ab-
schlüsse, berufliche Qualifikatio-
nen. Bürgerkriegshistorien sor-
gen häufig für den dauerhaften
Verlust persönlicher Unterlagen.
Darüber hinaus führt die obligate
Nichtanerkennung der Berufsaus-
bildung aus dem Herkunftsland
selbst bei denjenigen, die noch
Nachweise besitzen, zu einer Art
Null-Status. 
Vor uns sitzen Menschen, deren
Lebensleistung entwertet wurde.
Hinzu kommt, dass die oft jahre-
lange Arbeitslosigkeit und die
soziale Isolation – beides be-
dingt durch die bisherige Gesetz-
gebung für Flüchtlinge - eine
zeitliche Entfremdung von Struk-
turen des Erwerbsprozesses und
das Verlernen ehemals alltägli-
cher beruflicher Tätigkeiten mit
sich bringen. Kein Tagesrhyth-
mus, keine Aufgabe, kein Ziel…. 

Es bedarf demzufolge eines Ins-
truments, das einen möglichst
raschen und erfolgreichen Ein-
blick in die fachlichen und sozia-
len Kompetenzen ermöglicht.
Hierzu wurde das von der HWK
Hannover Projekt- und Servicege-
sellschaft mbH entwickelte Ins-
trument des Profilingverfahrens
eingesetzt. 

Icebreaker
In einem persönlichen Gespräch
werden die Flüchtlinge zunächst
ausführlich beraten. Erfahrungen
haben gezeigt, dass  gerade eine
freundlich zugewandte Atmos-
phäre der Schlüssel zu einem
ergebnisreichen Dialog ist. Es
gilt Hemmschwellen abzubauen,
um Vertrauen und Zugang zu
Menschen zu schaffen. Meist
wurden bis dahin überwiegend
negative Erfahrungen mit deut-
schen Institutionen gesammelt.
Dabei wird nach verschütteten
oder aufkeimenden Interessen
und Fertigkeiten geforscht. Zum
Auffinden selbst unbewusster
Stärken und Fähigkeiten kom-
men hier auch ungewöhnliche
Fragen zum Einsatz: „Schildern
Sie bitte Ihren Tagesablauf…, wie
sieht Ihr Freundeskreis aus, was
sind Ihre Hobbys? … Wenn Sie
sich etwas wünschen könnten…“ 

Profiling 
Für die Sondierung von Eignun-
gen und Fertigkeiten wird ein
jeweils individuell angepasstes
Profiling eingesetzt. Generell
findet dies bei der Handwerks-
kammer Hannover zur Feststel-
lung von Kompetenzen an
Gesellen im Handwerk statt - mit
variierten Prozessabläufen. 
Für die Gruppe der Flüchtlinge
wurde das Profilingverfahren
modifiziert. Das Verfahren sieht
sowohl die Selbsteinschätzung/
-bewertung als auch die Fremd-
einschätzung durch Ausbilder
und andere Teilnehmer vor. In

Sabine Meyer
ist Projektleiterin der HWK Hannover
Projekt- und Servicegesellschaft mbH
auf dem Gebiet arbeitsmarktlicher
Qualifikation und Integration. In die-
sem Rahmen ist sie auch Expertin für
Kompetenzfeststellungsverfahren im
Handwerk. 

Handwerkliche Ausbildung für
Flüchtlinge 
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der Praxis wird der Proband ein-
geladen für ca. eine Woche an
fachlichen Qualifizierungen teilzu-
nehmen. Kosten für Arbeitsklei-
dung, Fahrten und ggf. Über-
nachtungen werden von der
Handwerkskammer Hannover im
Rahmen des Projekts erstattet.
Gewerke wie Kfz-Bereich, Metall,
Maler- und Lackierer, Sanitär-
Heizung-Klima-Technik und Bau
werden von den Klienten bevor-
zugt angesteuert. Hier werden
sowohl praktische Arbeitsproben
gefertigt als auch theoretische
Inhalte vermittelt.

Das Profiling erfasst die Kennt-
nisse differenziert, plastisch,
spielerisch und präzise. Es er-
möglicht durch eine grafische
Übersicht die gemeinsame
Diskussion über Schwerpunkte
und Entwicklungsbedarfe zwi-
schen Berater, Ausbildern und
Probanden. Nach einem Zeit-
raum von 1-2 Wochen mit
speziellen Aufgaben in der Werk-
statt und Gesprächen zur Ermitt-
lung der fachlichen und sozialen
Fertigkeiten wird eine Aus-
bildereinschätzung mittels eines
Profilingbogens abgegeben.

Gleichfalls hat der Teilnehmer die
Aufgabe, sich selbst einzuschät-
zen. 

Am Ende des Profilingzeitraums
folgt ein Abschlussgespräch mit
einer umfassenden Perspektivbe-
ratung. Die Ergebnislage mündet
bei handwerklicher Eignung in
eine Empfehlung, die ein
wichtiges Element zukünftiger Be-
werbungen um Ausbildung oder
Arbeit darstellt. Sollten sich an-
dere Präferenzen als die er-
warteten gezeigt haben, werden
gemeinsam berufliche Alterna-
tiven entwickelt, die das Leis-
tungspotential des Probanden
widerspiegeln.

Erfolgserlebnisse 
Die Ergebnisse zeigten Er-
staunliches. In punkto Lernfähig-
keit lagen alle Flüchtlinge auf
einem sehr hohen Niveau. Viele
Arbeitstechniken wurden in
kürzester Zeit verinnerlicht, ob-
wohl Vorerfahrungen kaum oder
gar nicht vorhanden waren. 
Aber nicht nur die Techniken
selbst, sondern auch der Umgang
mit Werkstoffen (überwiegend
Metall) und Werkzeugen verblüff-
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te viele Ausbilder. Maßhaltigkeit
– nach Konstruktionsskizze –
Fügetechniken, Feilen, Falzen,
Löten hätten einem Auszubilden-
den im 2. oder 3. Lehrjahr zur
Ehre gereicht. Oftmals wurden
innerhalb weniger Tage viele
Techniken des Ausbildungs-
berufes vermittelt. 

Darüber hinaus konnten Aus-
bilder beobachten, dass allein
der Umgang mit den Werkstof-
fen mit ausgesprochener Wert-
schätzung einherging. Material
und Arbeitsgeräte wurden sorg-
sam eingesetzt, gereinigt und
verwahrt. Die Qualität der Werk-
stücke wurde – in strenger
Beurteilung - oftmals als „gut“,
teilweise sogar mit „sehr gut“
bewertet. Stolz mit dem Ender-
gebnis konnten die Teilnehmer
ihre Arbeitsproben mit nach
Hause nehmen. Im deutlichen
Gegensatz zu vielen Auszubilden-
den im Förderungs- und Bildungs-
zentrum der Handwerkskammer
Hannover zeigten die Flüchtlinge
hohe Motivation und Hingabe. 

Auch die überfachlichen Eigen-
schaften wie: Umgang mit Vorge-
setzten, Teamfähigkeit, Pünktlich-
keit, Einsatzbereitschaft, Ausdauer
sowie Lernbereitschaft haben
überzeugt. Ein weiteres Kriterium
zur Integration ins Handwerk ist
der Sinn für interne Hierarchien
und „Weisungstreue“. Hier ist die
Passgenauigkeit von Mitarbei-
tern für kleine bis mittelstän-
dische Handwerksbetriebe ge-
fragt. Die Kundenzufriedenheit
ist stets die oberste Richtschnur.
Somit sind die Meister in den Be-
trieben darauf angewiesen, dass
ihre Arbeitsanweisungen von
den Mitarbeitern genau umge-
setzt werden. Es hilft nichts, vier
geschmackvolle blaue Quadrate
an die Wand zu malen, wenn der
Kunde zwei gelbe Kreise haben
wollte. Durchaus gab es
Einzelfälle die - handwerklich
sehr begabt - wenig Verständnis
für fremdbestimmte Aufträge
mitbrachten. Aber dies waren die
Ausnahmen.<
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Sabine Meyer

1. Fall: „Aufgeben fehl am
Platz…“

Herr W, 24 Jahre alt und ledig;
Herkunftsland Afghanistan. Er
kam im Februar 2009 zu uns in
die Beratung – auf Initiative sei-
ner Bewährungshelferin. Aufent-
haltsstatus Duldung § 60a ohne
Beschäftigungserlaubnis und mit
Bewährungsstrafe aus 2008. 

Herr W machte einen sehr ein-
nehmenden Eindruck. Er hatte,
nachdem er überwiegend in
Deutschland aufgewachsen war,
mehrere Jahre in Großbritannien
gelebt. Herr W war auf sehr un-
glückliche Weise mit dem Gesetz
in Konflikt gekommen und war
lange auf der Flucht vor
deutschen Behörden. 

In Großbritannien  hatte er in un-
terschiedlichen Bereichen ge-
jobbt und Arbeitserfahrungen
gesammelt. Er verfügte über
einen Hauptschulabschluss, Füh-
rerschein B und Staplerfahrer-
praxis. Ferner beherrschte er
mind. drei Sprachen neben
seiner Muttersprache Dari und
besaß hinlängliche PC-Kennt-
nisse. 

Er wirkte im Gespräch sehr
bekümmert und verzweifelt, sah
sich selbst im Kontext seines
sozialen Umfeldes als Verlierer.
Dennoch merkte man ihm die
Entschlossenheit an, sein Leben
wieder „auf Kurs“ zu bringen.

Das Ergebnis der Beratung
zeigte eine berufliche Präferenz
für den Werkstoff Metall. Herr W
schwärmte von einer Ausbildung
zum Schlosser oder Dreher.
Umgehend wurde von der Hand-
werkskammer ein Profiling-

termin im März 2009 anbe-
raumt. 

Herr W nahm die Woche der Tes-
tung zuverlässig wahr und zeigte
in der Auswertung sowohl fach-
lich als auch im Bereich der
sozialen Kompetenzen sehr gute
Ergebnisse.  Interessant war,
dass seine Selbsteinschätzung
weit unter der Bewertung des
Ausbilders angesiedelt war.  Ein
eher unübliches Bild.

Herr W wurde mit Beurteilung
und Empfehlungsschreiben der
Handwerkskammer Hannover
auf Ausbildungsplatzsuche ge-
schickt. Allerdings schlugen
nachfolgende Bewerbungsver-
suche in Richtung Metallhand-
werk fehl. Ursache:  schlechte
Auftragslage in den Betrieben
und somit wenig Ausbildungsbe-
darf. Nach weiteren  Perspektivge-
sprächen wurde ein alternativer
Vorstoß Richtung Ausbildung als
Gebäudereiniger im Handwerk
gemacht. Es fand sich umgehend
ein Ausbildungsplatz. Problem:
die fehlende Beschäftigungser-
laubnis. 

In den folgenden Schritten wur-
den den Behörden sukzessive
erst eine Erlaubnis zur Durch-
führung eines ausbildungsplatz-
bezogenen Praktikums abgerun-
gen. Anschließend wurde unter
Vorlage von Verträgen und Ab-
sichtserklärungen des künftigen
Arbeitgebers die Beschäftigungs
erlaubnis durchgesetzt. 

Die Ausbildung konnte am
01.11.2009 endlich beginnen.
Zuvor wurde der vorzeitige
Berufsschulbesuch ab dem
01.08.2009 sichergestellt, damit
eine Teilnahme an der Gesellen-
prüfung bei Ende der Ausbildung
fristgemäß stattfinden kann. 
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Zuverlässig und motiviert
Fallbeispiele aus der Betreuung durch die HWK
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Garant des Erfolgs war zunächst
das bedingungslose und uner-
müdliche Engagement von Herrn
W, die Anstrengungen der
Handwerkskammer Hannover
und nicht zuletzt die Ein-
satzbereitschaft des Ausbil-
dungsbetriebs. 

Heute bezieht Herr W eine Aus-
bildungsvergütung von netto
380,- EUR plus Bundesausbil-
dungsbeihilfe. Die Bewährungs-
strafe ist ohne Zwischenfälle
abgegolten. Herr W scheint mit
seiner Ausbildungswahl mehr als
zufrieden. Die Handwerkskam-
mer steht nach wie vor als
Ansprechpartner mit Rat und
Unterstützung zur Verfügung,
um Reibungsverlusten präventiv
zu begegnen. Nur ein ganz-
heitlicher Prozess führt erfolg-
reich zur Integration in den
Ausbildungsmarkt.

2. Fall: glasige Aussichten…

Herr N, 26 Jahre alt und ledig;
Herkunftsland Frz. Kongo, ehem.
Kindersoldat. Er kam im Oktober
2009 zu uns in die Beratung, und
ist im Besitz einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 28 Aufenthaltsge-
setz, da er mit einer Deutschen
verheiratet ist. Eine Beschäfti-
gungserlaubnis ist vorhanden.
Herr N spricht hervorragend
Deutsch. Er wirkt sehr höflich,
gereift und motiviert. Ein
Studium – zwei Semester Geo-
graphie und Politikwissenschaften
- gab er auf. Nachdem Herr N bei
verschiedenen Firmen als Zeitar-
beiter gejobbt hatte, war für ihn
ganz deutlich geworden, dass
eine Ausbildung für eine
langfristige berufliche Perspektive
in Deutschland unerlässlich ist.

Im Beratungsgespräch erzählte
er etwas scheu von seiner Ver-
gangenheit als Kindersoldat und
vom elterlichen Handwerksbe-
trieb im Kongo. Gern würde er

hier eine Ausbildung im Bereich
Glas- und Fensterbau ab-
solvieren. 
Das Profiling wurde für Februar
2010 anberaumt, da Herr N da-
mals noch einen Zeitarbeitsver-
trag erfüllen musste. Herr N
erschien verlässlich zum Beginn
der Testung, und während der
Zeit des Profilings zeigte sich
etwas Überraschendes. Dem Aus-
bilder fiel sofort das große Talent
von Herrn N auf. Aber er zeigte
auch noch weitere Eigenschaften,
die heute bei  Auszubildenden
fast verschollen sind. Respekt-
voller Umgang mit Werkzeug und
Material und eine große Hingabe,
mit der er die Aufgabenstellung
annahm. Die Handwerkskammer
konnte Herrn N mit hervorragen-
den Profiling-Ergebnissen und
einer Empfehlung ausstatten.   

Wenige Wochen später teilte uns
Herr N mit, dass ihn ein Betrieb
für Glas- und Fensterbau in
Baden-Württemberg zum Bewer-
bungsgespräch eingeladen hatte.
Nach Rückfrage beim Geldgeber,
war es möglich die erheblichen
Fahrtkosten aus Projektmitteln zu
begleichen. Herr N konnte das
Bewerbungsgespräch wahrneh-
men und kam stolz mit einer Aus-
bildungsplatzzusage zurück. 
Herr N hat im August 2010 die
Ausbildung in Baden-Württem-
berg begonnen. Als Heraus-
forderung bleibt die Tatsache,
dass der Betrieb in einer touris-
tisch beliebten Region am Bo-
densee angesiedelt ist. Der
zwangsläufig hohe Mietspiegel
des Umkreises  erfordert ein
hohes Maß an Organisations-
geschick und ergänzender Unter-
stützung gem. SGB II. Dennoch
war Herr N. bereit, für seine Aus-
bildung den Lebensmittelpunkt
um 700 km zu verlagern. Wir
freuen uns, dass wir Herrn N auf
seinem Weg in eine neue beruf-
liche Zukunft gezielt unterstützen
konnten. < 
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Bilder: Lehrwerkstatt der Handwerks-
kammer Hannover 
Projekt-und Servicegesellschaft mbH
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Nach dem Abschluss des Studi-
ums besteht für Hochschulabsol-
ventInnen die Möglichkeit, ein
ganzes Jahr in Deutschland zu
bleiben, um eine Arbeitsstelle zu
suchen. Voraussetzung für einen
weiteren Verbleib in Deutschland
ist der Nachweis einer sozialver-
sicherungspflichtigen Tätigkeit
mit einem mindestens einjähri-
gen Arbeitsvertrag. Doch bevor
man eine Arbeitsstelle erhält,
prüft das Arbeitsamt, ob es an-
dere passende BewerberInnen
aus Deutschland oder der EU
gibt. Diese Vorgehensweise wird
„Vorrangprüfung“ genannt, und
sie wird auch bei Menschen mit
Duldungsstatus oder bei Flücht-
lingen durchgeführt. Wegen die-
ser Einschränkung entschieden
sich einige meiner Freunde, als
wissenschaftliche MitarbeiterIn-
nen an Universitäten zu promo-
vieren. Einige andere sind nach
Brüssel gegangen, denn dank
der EU-Osterweiterung waren
bzw. sind qualifizierte Fachkräfte
mit Kenntnissen der slawischen
Sprachen sehr gefragt.

Ich hatte mich entschieden zu
bleiben, weil ich in Deutschland
Arbeitserfahrung sammeln woll-
te. Nach Abschluss meines Mas-
terstudiums hatte ich mich beim
Arbeitsamt weder arbeitssuchend
noch arbeitslos melden können.
Ich wurde nicht über meine
Rechte informiert und wusste
auch nicht, wohin ich mich bei
Fragen und Problemen wenden
könnte. Während dieser Zeit
musste ich freiwillig krankenver-
sichert sein und bekam keine
staatliche Unterstützung.

Unterdessen schrieb ich unzäh-
lige Bewerbungen, wobei ich
mich nicht nur in Deutschland,
sondern in ganz Europa bewarb.
Zwischenzeitlich wurde ich nur
zu einem einzigen Vorstellungs-
gespräch eingeladen. Die Stelle

lehnte ich jedoch ab, da mein
Studium mit dem Stellenprofil
der Versicherungskauffrau nicht
übereinstimmte. Nach achtmo-
natiger Suche fand ich über eine
Bekannte eine befristete Ar-
beitsstelle. Mit dem Arbeitgeber
hatte ich zunächst telefonisch
ein Gespräch. Er erklärte mir
kurz, was mein Arbeitsschwer-
punkt werden sollte, dass es sich
um eine Teilzeitstelle handele
und wie viel Gehalt er zahlen
werde. Während des Gespräches
nannte er jedoch wiederholt an-
dere Gehaltsvorstellungen. Zum
Schluss fragte er, ob ich mir
vorstellen könnte, die Arbeit mit
dieser Bezahlung zu machen.
Ich sagte ihm, dass sich die
Stelle sehr interessant anhöre
und willigte ein. Ich war unter
Druck und wollte so schnell wie
möglich eine Arbeitsstelle
finden, daher war das Gehalt im
Moment zweitrangig.

So zog ich nach Hannover und
trat dort meine neue Stelle an.
Die Arbeitsbedingungen waren
nicht optimal, mein Gehalt war
plötzlich noch geringer als am
Anfang besprochen, meine
Vorgängerin hatte nur wenige
Dokumente hinterlassen, und
ich wurde nur widerwillig kurz
eingearbeitet.
Mit der Zeit begriff ich, dass ich
übers Ohr gehauen wurde. Als
ich den Projektantrag meines Ar-
beitgebers entdeckte, bemerkte
ich, dass die Personalkosten für
meine Stelle nicht mit meinen
Gehaltszahlungen übereinstimm-
ten. Die Differenz erklärte man
mir damit, dass der Arbeitgeber-
anteil noch abgezogen werden
müsse. Durch meine Uner-
fahrenheit glaubte ich daran und
nahm es so hin.
Die Arbeitsatmosphäre war
unerträglich, da der Arbeitgeber
regelmäßig wegen angeblicher
Verschwörungstheorien in Wut-

Aufenthalt nur gegen Arbeitserlaubnis

Die Autorin, die anonym bleiben
möchte, ist Sozialwissenschaftlerin
und Mitarbeiterin im Projekt AZF. Sie
ist als Studierende nach Deutschland
gekommen und insofern in einer an-
deren Situation als ein Flüchtling. Doch
auch sie musste nach Abschluss ihres
Studiums eine Arbeit nachweisen, um
ein Aufenthaltsrecht in Deutschland zu
erhalten.
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ausbrüche verfiel, durch das Büro
ging und jeden anschrie, der ihm
über den Weg lief. Diese Situation
wurde von allen MitarbeiterInnen
ohne Kommentar hingenommen.
Persönliche Erniedrigungen waren
an der Tagesordnung, da der Ar-
beitgeber kein Vertrauen in
seine MitarbeiterInnen hatte.
Ich hatte sehr große Schwierig-
keiten mit seinem Führungsstil,
wollte in diesem Unternehmen
nicht länger arbeiten und be-
gann nach neun Monaten, über
eine Kündigung nachzudenken,
obwohl diese viele Nachteile mit
sich bringen würde – vor allem
den Verlust meiner Aufenthaltser-
laubnis. Dennoch habe ich mich
nach einiger Zeit zur Kündigung
durchgerungen, da die Arbeit für
mich unerträglich geworden war.
Meine Kündigung wurde von
dem Chef aber ignoriert, statt
dessen kündigte er mir kurz da-
rauf. Mein Aufenthaltsrecht in
Deutschland geriet so in Gefahr,
und ich erhielt zunächst eine
Fiktionsbescheinigung für drei
Monate.
Nun war ich wieder erwerbslos,
hatte aber die Hoffnung, durch
meine bisherigen Berufser-
fahrungen evtl. doch schneller
wieder eine Arbeitsstelle finden
zu können. In Hamburg bot sich
die Möglichkeit, ein drei-
monatiges Praktikum zu ab-
solvieren. Leider ergab sich im
Anschluss daran keine Beschäf-
tigung und ich erhielt nur noch
eine Verlängerung meiner Fik-
tionsbescheinigung für einen
weiteren Monat.

Kurz danach heiratete ich
meinen deutschen Freund.
Durch die Heirat hatte ich nun
keine Probleme mehr wegen
meines Aufenthaltstitels, ich war
bei der Krankenkasse familien-
versichert und beim JobCenter
arbeitslos gemeldet. Trotzdem
machte ich mir selbst Druck,
weil ich voller Tatendrang war

und meine finanzielle Unab-
hängigkeit wollte. Ich hatte so
lange studiert, beherrsche drei
Sprachen perfekt und zwei weit-
ere gut, hatte ein wenig Arbeit-
serfahrungen gesammelt und
war motiviert. Es folgten einige
Vorstellungsgespräche, aber
eingestellt wurde ich nicht. Nach
Monaten bekam ich endlich eine
Einladung zu einem Vorstel-
lungsgespräch. Der Arbeitgeber
war interessiert, und wir verein-
barten, dass ich eine Woche zur
Probe arbeiten konnte, um den
Arbeitgeber und das Team ken-
nen zu lernen. Kurz danach
bekam ich einen befristeten Ar-
beitsvertrag.
Diese ganze Tortur hat mir be-
wusst gemacht, wie schwierig es
für einen Nichtdeutschen ist,
trotz einer qualifizierten Ausbil-
dung und hoher Sprachkompe-
tenzen in Deutschland eine Ar-
beitsstelle zu finden. In der öf-
fentlichen Debatte werden zumeist
mangelnde Sprachkenntnisse und
geringe formale Qualifikationen
für den hohen Anteil an erwerbs-
losen Migrantinnen und Mi-
granten verantwortlich gemacht,
oftmals verhindern aber auch
Rassismus und Vorbehalte gegen-
über den Eingewanderten und
Flüchtlingen deren Einstellung in
Unternehmen. Erschreckend war
für mich dabei auch die Er-
fahrung, wie manche Arbeitge-
berInnen ihre Angestellten aus-
nutzen – und wie schwierig es
ist, selbst unter diesen Umstän-
den zu kündigen, wenn die ei-
gene Aufenthaltserlaubnis vom
Arbeitsplatz abhängt. 

Für meine jetzige Arbeit mit
bleibeberechtigten und gedulde-
ten Flüchtlingen hat mich diese
Episode meines Lebens dagegen
sensbilisiert, denn ich weiß jetzt,
welchem Druck die Projektteil-
nehmerInnen ausgesetzt sind,
und bin besonders motiviert,
ihre Situation zu verbessern. < 
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Was ist die Rolle der Re-
gionaldirektion Niedersachsen-
Bremen als strategischer Partner
im Projekt „Arbeitsmarktzugang
für Flüchtlinge“ (AZF)? 

Die Regionaldirektion (RD) hat
vor allem die Aufgabe, die Agen-
turen und ARGEn im Bezirk
Niedersachsen über die Arbeit
des AZF zu informieren und zu
sensibilisieren. Informationen
zur Arbeitsmarktsituation stellt
sie bei Bedarf dem Projekt zur
Verfügung. Die RD beteiligt sich an
gemeinsamen Fortbildungen, Ver-
anstaltungen und Erfahrungsaus-
tauschen mit anderen Projekt-
partnern. Informationen und Er-
fahrungen werden über sie an
die Agenturen und ARGEn weit-
ergegeben.

Was waren die Beweggründe für
die Regionaldirektion, als strate-
gischer Partner im Projekt AZF
mitzuwirken? 

Die Ziele des AZF und der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) sind
deckungsgleich, soweit es darum
geht, arbeitserechtigten Perso-
nen die Integration in den Ar-
beitsmarkt zu ermöglichen oder
zu erleichtern. Das AZF hat sich
von Anfang an als kompetenter
und seriöser Partner präsentiert.
Es betreut eine Zielgruppe, die
durch die BA nicht immer leicht
zu erreichen ist. Daher war es nur
ein sehr kleiner Schritt zur strate
gischen Partnerschaft.

Hat sich die Sensibilität der Ar-
beitsagenturen in Ihrem Bezirk
für die Zielgruppe des Projektes
und deren spezifische Problem-

lagen durch das Projekt erhöht?
Hat das Projekt z.B. zu einer
nachhaltigen Öffnung der Regel-
dienste für die Flüchtlinge beige-
tragen?

Die Effekte sind insbesondere in
der Agentur und im JobCenter
Hannover sichtbar. Der Umgang
mit Menschen mit Migrationshin-
tergrund hat seit Bestehen des
Projekts massiv an geschäfts-
politischer Bedeutung gewonen.
Daher trägt das Projekt stark
dazu bei, dass auch die Gruppe
der Flüchtlinge, die ja nur einen
Teil der Menschen mit Migra-
tionshintergrund repräsentiert,
bei den Regeldiensten wahrge-
nommen wird. Ohne das Projekt
wäre diese Gruppe wesentlich
weniger präsent.

Besteht weiterer Handlungsbe-
darf, um Flüchtlingen den Zu-
gang zu den Leistungen der
Arbeitsagenturen zu erleichtern?
Wo sehen Sie ggf. Handlungsan-
sätze?

Die Arbeit des Projekts sollte
fortgeführt werden. Sie hat sich
bewährt.

Welche Probleme in der Zusam-
menarbeit im Projekt AZF
müssten noch behoben werden,
was ist ausbaufähig oder sollte
verbessert werden? 

Die Zusammenarbeit schätzt die
RD als ausgesprochen positiv
ein.  Die Projektpartner kennen
und vertrauen sich; es finden
regelmäßige, gut strukturierte
Projekttreffen statt. Verbesse-
rungsbedarf besteht immer, es
besteht jedoch kein Handlungs-
bedarf. Weiter so!< 

„Weiter so!“
Interview mit Ulrich Christ,

Bundesagentur für Arbeit

Ulrich Christ arbeitet bei der Bundes-
agentur für Arbeit, Regionaldirektion
Niedersachsen-Bremen und ist Re-
gionalberater und Beauftragter für
Menschen mit Migrationshintergrund
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Naciye Celebi-Bektas

Als die ersten „GastarbeiterIn-
nen“ nach Deutschland geholt
wurden, hat sich niemand wei-
tere Gedanken über die Integra-
tion dieses Personenkreises
gemacht. Weder hatten die Neu-
ankömmlinge vor, lange zu
bleiben, noch beschäftigte sich
die Politik großartig mit den
langfristigen Folgen der Einwan-
derung. Es dauerte lange, bis die
ersten „mitgebrachten Koffer“
der Eingewanderten ausgepackt
wurden und die Menschen sich
für ein Leben in Deutschland
entschieden. Die zweite und
dritte Generation ist nun
herangewachsen. 

In den 80er und 90er Jahren
kamen unter anderen Gruppen
auch viele Flüchtlinge nach
Deutschland. Für sie stellten sich
viele andere grundlegende Fra-
gen. Die Mehrheit musste auf
nicht geöffneten Koffern sitzen-
bleiben, da nur wenige die Chan-
ce auf einen regulären Aufent-
halt erhielten. Als lediglich
„geduldete“ Flüchtlinge blieben
sie mit ihren Fragen allein und
lernten, ein Leben auf Abruf zu
führen, immer in der Angst,
eines Tages abgeschoben zu
werden. 

In den Jahren der aktiven Arbeits-
kräfteanwerbung kamen bis 1973
große Gruppen von Arbeitsmi-
grantInnen aus wenigen Ländern
in die Bundesrepublik: Italiener-
Innen, JugoslawInnen, TürkIn-
nen, u. a. .Durch die Fluchtmi-
gration änderte sich später die
Zusammensetzung der Einge-
wanderten. Heute leben in der
Bundesrepublik Menschen aus
ungefähr 180 verschiedenen
Ländern, die Migrationsmuster
sind dementsprechend vielfältig. 
Die durch verschiedene Migra-
tionsprozesse eingeleiteten oder

beeinflussten gesellschaftlichen
Veränderungen setzen den kom-
petenten Umgang mit interkul-
tureller Kompetenz voraus. 

Mit der Schaffung von Bleibe-
rechtsperspektiven für Gedul-
dete hat die Politik inzwischen
auch denjenigen Flüchtlingen
eine Chance eingeräumt, die
jahrelang ausgegrenzt wurden
und auf ihren ungeöffneten Kof-
fern saßen. Die Mehrheitsge-
sellschaft hat sich bislang aber
noch nicht darauf eingestellt,
was es heißen könnte, wenn die
Koffer aufgemacht werden. Erst
im Jahr 2006 hat sich die Bun-
desrepublik Deutschland offen
als Einwanderungsland definiert.
Dieser Schritt war unter an-
derem der Türöffner für eine in-
tensive Auseinandersetzung der
Politik mit den Integrationsfra-
gen. 

In dem Nationalen Integrations-
plan der Bundesregierung des
Jahres 2007 wurden die „In-
terkulturelle Kompetenz“ und die
notwendige „interkulturelle Öff-
nung“ als Schlüsselbegriffe für
eine erfolgreiche Integration
aufgenommen. So sind sie ein
Teil der bundespolitischen Inte-
grationspolitik geworden. Da-
durch gibt es die Chance,
kulturelle Vielfalt und Mehr-
sprachigkeit als einen festen Be-
standteil der Einwanderungsge-
sellschaft zu akzeptieren und ein
Zeichen für ihre Wichtigkeit zu
setzen. Die mitgebrachten
Schätze aus den Koffern können
bewusst eingesetzt werden. Alle
Beteiligten sollten sich nun damit
auseinander setzen, welche Kon-
sequenzen sich daraus für die
jeweiligen Personengruppen er-
geben. Dabei geht es sowohl um
Einzelpersonen als auch um Ins-
titutionen oder Verwaltungen. 

Interkulturelle Öffnung 
der Verwaltungen und Regeldienste
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Im Folgenden möchte ich auf die
Frage der interkulturellen Öff-
nung der Verwaltungen und
Regeldienste etwas näher einge-
hen.

Der kompetente Umgang und
die ständige Auseinandersetzung
mit Formen und Folgen kul-
tureller Verschiedenheit beze-
ichne ich als interkulturelle
Kompetenz. Dazu gehört es
auch, sich bewusst darüber zu
sein, wie die eigene Denk- und
Lebensweise definiert ist, diese
dann zu überprüfen und gegebe-
nenfalls zu verändern. Es reicht
zum Beispiel nicht, zu wissen,
dass es unterschiedliche Be-
grüßungsformen gibt; man sollte
sich m.E. auch darauf einstellen
und gegebenenfalls eine neue
Begrüßungsform akzeptieren. 

Der Umgang mit kultureller
Vielfalt sollte diskriminierungs-
frei und weltoffen auf gleicher
Augenhöhe stattfinden. Interkul-
turelle Kompetenz bedeutet also
m.E. die Auseinandersetzung mit
persönlichen Erfahrungen. Was
empfinde ich dabei, was löst es
in mir aus, wie geht es mir
dabei? Wie reagiert die Person
mir gegenüber in der neuen Situ-
ation? 

Nicht nur das Individuum ist
m.E. in den Blick zu nehmen,
sondern auch der institutionelle
Umgang mit kultureller Ver-
schiedenheit. Wie kann sich zum
Beispiel eine Institution mit
einem interkulturell zusam-
mengesetzten Team bzw. mit
KundInnen aus unter-
schiedlichen kulturellen Lebens-
welten die Arbeitsabläufe so or-
ganisieren, dass KundInnen wie
Angestellte zufrieden sind und
obendrein auch die Organisa-
tionsinteressen  befriedigt wer-
den? Interkulturelle Öffnung

sollte als Sicherung von Quali-
tätsstandards in verschiedenen
Tätigkeitsfeldern verstanden wer-
den, weil ein Betrieb/eine Be-
hörde dadurch einen höheren
Zufriedenheitsgrad aller Beteilig-
ten erreichen kann.

Der Prozess der interkulturellen
Öffnung ist kein einseitiger. In-
terkulturelle Öffnung kann m.E.
nur gelingen, wenn sowohl die
individuelle als auch die struk-
turelle Ebene mit einbezogen
werden. Außerdem kann dieser
Prozess langfristig nur zum Er-
folg führen, wenn alle Beteiligten
nachhaltig an seiner Umsetzung
arbeiten. Interkulturelle Kompe-
tenz sollte als eine Quer-
schnittsaufgabe in dem gesam-
ten Betrieb/der Behörde wahr-
genommen werden. Interkul-
turelle Öffnung muss gewollt und
gewünscht sein und sollte
meiner Meinung nach als Berei-
cherung verstanden werden, nur
dann kann sie gelingen und dazu
beitragen, versteckte Ausgren-
zungsmechanismen zu beseiti-
gen. 

Um interkulturelle Öffnung ge-
währleisten zu können, sollten
nach meiner Auffassung sowohl
die Chefetagen als auch die un-
teren Etagen an einem Strang
ziehen und den Prozess vo-
rantreiben. Sensibilisierung ist
hierfür eine Grundlage. Sie könn-
te in Form eines interkulturellen
Trainings durchgeführt und durch
Seminare vertieft werden. Eine
Auseinandersetzung mit kultu-
reller Vielfalt kann parallel dazu
auch durch Besuche bei und
enge Zusammenarbeit mit Mi-
grantenselbstorganisationen
oder religiösen Einrichtungen,
die Organisation von  Nach-
barschaftskontakten, themen-
spezifische Länderabende, fach-
spezifische Literatur oder
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geeignete Filmmaterialien usw.
vorangetrieben werden. Im An-
schluss daran sollte m. E. eine
Bestandsaufnahme und Situa-
tionsanalyse auf personeller und
organisatorischer Ebene durch-
geführt werden. 

Im Rahmen der kulturellen Öff-
nung von Behörden und Be-
ratungsstellen gibt es keine ein-
heitlichen, für alle TeilnehmerIn-
nen und Organisationen zutref-
fenden Vorgaben. Das resultiert
aus den unterschiedlichen be-
trieblichen Arbeitsfeldern und
Strukturen. Beispielsweise spielt
es eine erhebliche Rolle, ob eine
Behörde direkten Kundenkon-
takt hat oder nicht.

In dem Bereich des Personal-
managements spielt interkul-
turelle Kompetenz eine Rolle u.a.
bei Fragen betreffend der Ein-
stellungspraxis, hinsichtlich der

Auswahl bzw. Organisation von
Fortbildungen, bei der Durch-
führung oder Bewilligung von
Fremdsprachenkursen, für Coa-
chings, Mentoringprogramme,
Gespräche mit der Belegschaft,
bei der Führungskräfteentwick-
lung, usw. .

Im Rahmen der Organisations-
entwicklung sollten sämtliche
Abläufe und Produkte überprüft
und verbessert werden. Dies be-
trifft beispielsweise Internetauf-
tritte, mehrsprachige Beschilde-
rungen, veränderte Öffnungszei-
ten oder die Einrichtung interner
Ansprechpartner, KoordinatorIn-
nen, Dolmetscherdienste oder
Kooperationen. All dies sollte im
Rahmen eines Qualitätsmanage-
ments regelmäßig evaluiert wer-
den. Die Schritte auf dem Weg
zum Ziel sollten immer wieder
aktualisiert werden.< 

Weiterführende Informatio-
nen zu diesem Thema ent-
nehmen Sie bitte dem
Leitfaden des DGB Bezirk
Niedersachsen – Bremen –
Sachsen-Anhalt zu interkul-
tureller Öffnung. 

Erhältlich bei:

Naciye Celebi-Bektas
DGB Bezirk Niedersachsen-
Bremen-Sachsen-Anhalt
Otto-Brenner-Str. 7
30159 Hannover

E-Mail: naciye.celebi-bek-
tas@dgb.de

Fon: 0511 / 12601-62
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Aufgenommen durch: Flüchtlings-
rat Niedersachsen

Wie schmal der Grat zwischen
Abschiebung und Aufenthaltser-
laubnis ist, auf dem sich etliche
Flüchtlinge mit besten Berufsper-
spektiven  bewegen, wird am
Beispiel einer jungen Frau aus
dem Kosovo deutlich.

Gentijana ist Albanerin aus dem
Kosovo. Mit knapp sechs Jahren
floh sie 1996 zusammen mit
ihren Eltern aus dem ehemali-
gen Jugoslawien. Da der Asyl-
antrag der Eltern erfolglos blieb,
reiste die Familie nach dem Ende
des Kosovokrieges im Sommer
2001 freiwillig in den Kosovo
aus. 
Im Mai 2005 floh Gentijanas
Vater wieder nach Deutschland
und stellte erneut einen Asy-
lantrag. Das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge erkannte
im Juni 2006 Abschiebungshin-
dernisse an und erteilte ihr eine
Aufenthaltserlaubnis. Im Okto-
ber 2006 folgte Gentijana ihrem
Vater nach Deutschland und er-
hielt als Minderjährige ebenfalls
eine Aufenthaltserlaubnis, aller-
dings mit dem Hinweis, dass ihr
diese bei Erreichen der Voll-
jährigkeit wieder entzogen
würde. 
Als die Ausländerbehörde im
Jahr 2008 die Aufenthaltserlaub-
nis für Gentijana nicht ver-
längerte, drohte der jungen Frau
die Abschiebung. Die Ausländer-
behörde wollte weder eigen-
ständige Abschiebungshinder-
nisse anerkennen noch Genti-
jana die Aufenthaltserlaubnis auf
Grund ihrer guten Integration
verlängern. Im April 2010 ent-
schied auch das Verwaltungs-
gericht, dass Gentijana trotz ih-
rer hervorragenden Deutsch-
kenntnisse, ihres guten Haupt-
schulabschlusses und der Tat-
sache, dass sie mittlerweile eine
Ausbildung zur Pflegeassistentin

begonnen hatte, keine Aufen-
thaltserlaubnis aus Gründen der
Integration zustünde, da sie sich
seit ihrer erneuten Einreise noch
nicht lange genug in Deutsch-
land aufhielte. 
Im Juni 2010 war es dann tat-
sächlich so weit: Die Ausländer-
behörde kündigte Gentijana die
Abschiebung an und teilte ihr
einen konkreten Abschiebungs-
termin mit. Die Familie wandte
sich hilfesuchend an das Projekt
„Arbeitsmarktzugang für
Flüchtlinge (AZF)“ beim
Flüchtlingsrat Niedersachsen,
das zunächst einmal eine sys-
tematische Darstellung der Inte-
grationsleistungen von Gentija-
na fertigte. Die  über das Projekt
AZF vermittelte  Krankenpflege-
schule bestätigte Gentijana, eine
gute Schülerin zu sein und beste
Aussichten zu haben, ihre Aus-
bildung im Juni 2011 mit Erfolg
abzuschließen. Eine Krankenpfle-
geeinrichtung bescheinigte, Gen-
tijana nach der erfolgreichen Aus-
bildung einstellen zu wollen.
Gentijana besaß also die besten
Voraussetzungen, ihren Lebens-
unterhalt zukünftig selbst er-
wirtschaften zu können und
zudem mit der Alten- und
Krankenpflege in einem Bereich
tätig zu sein, für den händerin-
gend Personal gesucht wird. 

Durch intensive Vermittlung und
den verstärkten Einsatz der
Pflegeschule, ihrer MitschülerIn-
nen, des Anwalts und ver-
schiedener PolitikerIinnen vor
Ort konnte die Abschiebung
schließlich abgewendet werden.
Die Ausländerbehörde ließ sich
überzeugen, die Abschiebung für
Gentijana zu stornieren und eine
weitere Duldung auszustellen.
Gentijana hat nun die Möglich-
keit, ihre Ausbildung zu been-
den. Eine anschließende Festan-
stellung und Aufenthaltserlaub-
nis wurden ihr in Aussicht
gestellt.< 

Hoffen und Bangen
Ausbildung rettet Gentijana vor der Abschiebung

      Abschlussdokumentation
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Christiane Beyer

Barbara Kenner mag Dinge und
Situationen nicht hinnehmen,
wenn sie ahnt und meint, dass sie
geändert werden müssten und
auch zu ändern wären. Und mit
einer solchen Situation, die sie
als „total idiotisch“ bezeichnet,
ist die Betreiberin des Bio-Hotels
„Kenners Landlust“ in Dübbekold
in der Göhrde gerade konfron-
tiert.

Sie hat sich deshalb auf einen
„Privatfeldzug“ gemacht, denn
das Ausländerrecht gehöre drin-
gend geändert.

Seit zwei Jahren, beziehungs-
weise einem Jahr, beschäftigt sie
zwei Brüder - Sadik und Parvin -
die mit ihren Eltern und einem
jüngeren Bruder aus Aserbaid-
schan nach Deutschland geflo-
hen waren, und bildet sie zu
Hotelfachleuten aus. Die Arbeit-
geberin Kenner ist mit ihren bei-
den Azubis „total zufrieden“. Der
jüngere der beiden war ihr von
den Lüchower Berufsbildenden
Schulen (BBS) ans Herz gelegt
worden, in nur einem Jahr hatte
der 17-Jährige nach einigen
schullosen Jahren in verschiede-
nen Auffanglagern Niedersach-
sens auf der BBS nicht nur
Deutsch gelernt, sondern 2008
auch seinen Hauptschulabschluss
gemacht. Seit jenem Jahr dürfen
Kinder aus geduldeten Familien
eine Ausbildung machen. Ken-
ners suchten einen weiteren
Auszubildenden, waren bis dahin
nicht fündig geworden, stellten
Sadik ein und ein Jahr später
auch seinen älteren Bruder. Alle
waren zufrieden. Sadik träumte
davon, nach der Ausbildung auf
die Hotelfachschule nach Han-
nover zu gehen, sein Fachabitur
zu machen und anschließend zu
studieren, um für die Arbeit in

Hotels und mit den Gästen noch
besser gerüstet zu sein. Parvin,
den seine Chefin als sehr sozial
und vermittelnd beschreibt,
hoffte, nach dem Ende der Aus-
bildung zur Polizei wechseln zu
können.

Im April nun standen die beiden
Brüder „kalkgrau“ vor Barbara
Kenner und ihrem Ehemann
Kenny und gestanden: Die
ganze Familie habe in Deutsch-
land unter falschem Namen
gelebt, die Eltern hätten sich aus
Angst vor Verfolgung dazu
entschieden. Tatsächlich hießen
sie Nihat (Sadik) und Nicat
(Parvin) Aliyev. Das Ausländer-
amt habe ihnen verboten zu ar-
beiten, der gesamten Familie
drohe die Ausweisung. Seitdem
nun streitet Barbara Kenner an
vielen Fronten dafür, dass ihre
beiden Azubis bleiben können.
Sie besorgte ihnen einen Anwalt,
kontaktierte Politiker. Regelrecht
perfide findet sie es, dass die
Ausländerbehörden von den
Kindern verlangten, bei Einreise
oder spätestens wenn sie 18
Jahre alt werden, die Namens-
täuschung zu offenbaren. Ken-
ner: „Ich möchte keine Kinder
haben, die ihre Eltern verraten,
das dürfte man von niemandem
verlangen können“.

Als Arbeitgeberin und Bürgerin
möchte sie ihre Azubis zu Ende
ausbilden und nicht mitten in der
Ausbildung verlieren. Der Staat
vergebe sich nichts, wenn er dies
zulasse und -wenn er denn
meine, sie ausweisen zu müssen-
sie dann wenigstens mit Rüst-
zeug in die Welt hinaus schicken.
Erreicht hat sie beim Ausländer-
amt des Landkreises Lüneburg,
dass das Arbeitsverbot zwar
weiter besteht, aber nicht mehr
verfolgt wird. Den Staat kommt
diese Lösung nebenbei auch

Wie eine griechische Tragödie
Nachdruck aus Elbe-Jeetzel-Zeitung 03.07.2010
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günstig, denn so bezahlt Kenner
die Brüder, die ansonsten auf
Sozialhilfe angewiesen wären.
Lüneburg ist in diesem Fall
zuständig, weil die beiden in Ken-
ners Azubi-Wohngemeinschaft
jenseits der Lüchow-Dannen-
berger Kreisgrenze wohnen und
gemeldet sind. 

Barbara Kenner hat die Familie
Aliyev als „superintegrationsfähig“
und intelligent kennengelernt.
Allen sei anzumerken, wie erleich-
tert sie seien, den richtigen
Namen wiederzuhaben, der
Vater blühe regelrecht auf. „Die
falschen Namen lasteten auf
ihrer Seele“, nun sei da die
Angst vor der Ausweisung.

Nihats und Nicats Chefin fragt
sich, wem eine Ausweisung der
Familie nütze. 

Der deutschen Gesellschaft
sicher nicht, meint sie, denn die
brauche angesichts des de-
mografischen Wandels intelli-
gente, gut ausgebildete junge
Leute. Überhaupt sei die Auslän-
derpolitik dieses Landes darauf
ausgelegt, dass die Talente der
Jugendlichen und ihrer Familien
verlodderten. Nihat hat sich
gewundert, dass in den Jahren
im Lager niemals von Schule die
Rede war, dass es den Verant-
wortlichen offenbar egal war. Er
habe nach Schulen gesucht und
nachgefragt, immer habe es
dann geheißen, die Familie kom-
me doch bald wieder woanders
hin. In Baku in Aserbaidschan
sei er gerne zur Schule gegan-
gen, „ja, ich war sehr gut in der
Schule“, setzt er nachdenklich
hinzu. Barbara Kenner machen
solche Zustände wütend, sie hält
sie in einem Land mit
Schulpflicht für unverant-
wortlich.

„Ich glaube, dass wir mit den
hier lebenden Ausländern ein
riesiges Potenzial haben, das wir
nicht nutzen. Wir reden nicht
über ihre Intelligenz oder Kom-
petenz, sondern beurteilen diese
Menschen nach der Art und
Weise, wie sie nach Deutschland
gekommen sind. Und gleich-
zeitig beklagen wir, dass wir zu
wenig Jugendliche haben und
drohenden Facharbeitermangel“,
konstatiert Barbara Kenner. Die
Familie Aliyev auszuweisen, be-
deute, menschliches Kapital zu
verschenken.

Jedes Jahr bekomme sie ihre
Auszubildenden erst spät zusam-
men, berichtet Kenner. Dabei
habe sie als Arbeitgeberin die
Erfahrung gemacht, dass viele
Deutsche so behütet aufgewach-
sen sind, dass sie wenig  mo-
tiviert zur Arbeitssuche seien.
Sie nehme deshalb gerne Men-
schen mit „krummen Karrieren“,
denn wer eine zweite Chance
bekomme, strenge sich mehr
an. Nihat und Nicat hätten von
ihren Eltern und durch ihren
bisherigen Lebensweg gelernt,
dass man sich einsetzen muss,
um etwas zu erreichen. Zudem
sei „Multikulti“ in unserer Gesell-
schaft längst Alltag, auch ins
Hotel kämen immer mehr
Deutsche mit Migrationshinter-
grund, „und bei uns sind keine
Gäste, die kein Geld haben“. 

Ihr kommt das ganze „wie eine
griechische Tragödie vor, in der
alle verlieren: Wir verlieren gute
Azubis, die Azubis verlieren ihre
Ausbildung und damit ihre beruf-
liche Zukunft, und der Staat ver-
liert Menschen, die sich
integrieren wollen.“

Zur Zeit herrsche eine Art Waf-
fenstillstand: Nihat und Nicat ar-
beiten weiter, es gibt einen
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Antrag an die Härtefallkommis-
sion in Hannover, die im August
entscheiden wird, sowie einen
Einspruch gegen die Aus-
reiseaufforderung. Kenner freut
sich über Unterstützung ver-
schiedener Landtagsabgeord-
neter, und über eine
wohlwollende Stellungnahme
des Lüneburger Landrates Nahr-

stedt. Dazu informiert sie ihre
Hotel-Gäste in Sachen „un-
gerechtes Ausländerrecht“. Die
Reaktion sei Unverständnis und
oft auch ein Griff ins Portemon-
naie, denn Kenner sammelt Geld,
um den Rechtsanwalt ihrer Azubis
bezahlen zu können. <

Aufgenommen durch: DGB Nieder-
sachsen-Bremen-Sachsen-Anhalt

Die 21-Jährige Ninan, jezidische
Kurdin syrischer Abstammung,
lebt seit 8 Jahren hier in
Deutschland. Mit einer Duldung,
die in kurzen Abständen ein
erneutes Erscheinen bei der
Ausländerbehörde vorschreibt,
mit ständiger Ungewissheit und
Angst vor einer Abschiebung.
Im Jahr 2002 musste sie mit
einer ihrer Schwestern ohne ihre
Eltern aus Syrien fliehen.

Hier kam die damals 12-Jährige
in ein Flüchtlingsheim und wurde
kurz nach ihrer Ankunft in die 6.
Klasse eingeschult. Zu dem Zeit-
punkt sprach sie noch kein Wort
Deutsch. In ihrer Heimat be-
suchte sie keine Schule, den-
noch spricht, liest und schreibt
sie Arabisch sowie Kurdisch.

Für Ninan war es sehr schwer, in
eine reine Deutschklasse zu
kommen, nichts zu verstehen,
sich nicht verständigen zu kön-
nen, und neben der völlig frem-
den Sprache auch noch eine
unbekannte Schriftform lernen
zu müssen. Sie schlug sich bis
zur 8. Klasse durch und wech-
selte dann auf die Schule für
Hauswirtschaft. 

Mit Unterstützung einer älteren
deutschen Dame gelang ihr der
Hauptschulabschluss auf der
Volkshochschule. 
Ein Nachbar verschaffte ihr
einen Praktikumsplatz bei einem
Frisörsalon. Hier konnte sie ihr
Geschick und ihre Fähigkeiten
zeigen und bekam für sechs
Monate eine öffentlich
geförderte  Einstiegsquali-
fizierung für Jugendliche (kurz
EQJ-Maßnahme), die in einem
festen Ausbildungsplatz resul-
tierte. Der Meister mit Migra-
tionshintergrund gab ihr trotz
ihrer noch nicht so guten
Deutschkenntnisse wegen ihres
Fleißes und ihrer ausgeprägten
Kundenfreundlichkeit eine
Chance. Parallel nutzte sie die
angebotene Möglichkeit, einen
Deutschkurs zu besuchen.

Trotz vieler Schwierigkeiten und
Problemlagen hat Ninan bis zu
diesem Zeitpunkt positive Dinge
geschafft und einen für sich guten
Weg in die Zukunft eingeschla-
gen. Dadurch hat sie sich einen
Augenblick zum Durchatmen ver-
schafft und eine Chance auf ein
gesichertes Aufenthaltsrecht er-
halten.  <

Jonglieren zwischen zwei Welten
Der mühsame Weg einer jungen Kurdin

Inzwischen wurde der Fall der Härte-
fallkommission vorgelegt, diese hat
aber noch immer (Stand 22.10.2010)
keine Entscheidung getroffen.
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Aufgenommen durch: Flücht-
lingsrat Niedersachsen

Nina wurde 1981 in Armenien
geboren und reiste als 16-
Jährige mit ihren Eltern und zwei
Brüdern nach Deutschland ein.
Im März 2007 wurde Ninas
Tochter geboren, die sie allein
erzieht und mit der sie inzwi-
schen auch in einer eigenen
Wohnung lebt. Als Nina im Som-
mer 2009 Kontakt zum Projekt
AZF Hannover aufnahm, lebte
die gesamte Familie bereits
elfeinhalb Jahre mit dem Status
der Duldung in Deutschland.

Ein kleiner Blick zurück auf Ninas
Entwicklung vor dem Kontakt zu
AZF Hannover: Nach an-
fänglichen Erfolgen in der Schule
(Erwerb des erweiterten Re-
alschulabschlusses) war Ninas
Werdegang zunächst geprägt
von vielen negativen Erlebnis-
sen. So musste sie den an-
schließenden Besuch des Gymna-
siums nach kurzer Zeit wieder
aufgeben, da die Fahrtkosten
nicht finanzierbar waren. Hinter-
grund: Die Leistungen zum
Lebensunterhalt wurden in Form
von Gutscheinen ausgezahlt,
wobei Fahrtkosten nicht vorge-
sehen waren. Der kleine Anteil
Taschengeld in bar reichte für die
regelmäßigen Fahrten zur Schule
nicht aus. Über andere Einkünfte
verfügte die gesamte Familie
aufgrund eines Arbeitsverbotes
nicht. 

Die vielen Versuche von Nina,
dann eine Ausbildung zu begin-
nen – Stellen fand sie aufgrund
des guten Schulabschlusses sehr
schnell – scheiterten regelmäßig
an der fehlenden Arbeitserlaub-
nis.  Dies bewirkte über die
Jahre natürlich einen großen
Verlust an Hoffnung.

Als wir in unserem ersten Kon-
takt im Rahmen des Projektes
AZF Hannover zunächst erst ein-
mal gemeinsam eine Perspektive
erarbeitet hatten und ihr signali-
sierten, dass sie fest mit unserer
Unterstützung rechnen konnte,
fand sie den Mut, sofort wieder
aktiv zu werden. 

Nina gelang es sehr schnell, eine
Zahnärztin zu finden, bei der sie
ein Praktikum absolvierte mit
dem Ziel, eine Ausbildung als
zahnmedizinische Fachangestell-
te zu beginnen. Die Zahnärztin
war sowohl von Ninas Wesen als
auch von ihren sprachlichen und
fachlichen Fähigkeiten begeis-
tert. Nach einem klärenden
Gespräch  zu den durch den un-
sicheren Aufenthaltsstatus offe-
nen Fragen stellte sie Nina nicht
nur als Auszubildende ein, son-
dern leistete auch bei den wei-
teren zu regelnden Punkten nach
ihren Möglichkeiten Unter-
stützung.

Der Start von Praktikum und
Ausbildung setzte natürlich auch
eine gesicherte Kinderbetreuung
für die kleine Tochter von Nina
voraus. Auch hier half AZF Han-
nover bei der Suche nach einer
geeigneten Tagesmutter und bei
der Klärung der Finanzierung.
Die Ausländerbehörde hatte
zwischenzeitlich aufgrund des
Engagements in Sachen Ausbil-
dung auch die erforderliche Ar-
beitserlaubnis erteilt.

Zu den besonderen Schwierigkei-
ten gehörte auch, dass Nina als
Geduldete ohne Identitätsnach-
weis kein eigenes Konto bei der
Bank erhielt und daher für die
Überweisung ihres Gehaltes kein
Überweisungskonto angeben
konnte. 

„Ich hatte keine Hoffnung mehr“
Nina aus Armenien
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Die Arbeitgeberin war glück-
licherweise sofort bereit, für das
Ausbildungsentgelt Barschecks
auszustellen. Auch zur Klärung
der Aufenthalts-, Lebensunter-
halts- und Passfragen hat sie
Nina immer wieder ermöglicht,
Behördentermine wahrzuneh-
men und die Botschaft aufzusu-
chen.

Nebenbei musste zusätzlich die
Wohnsituation weiter geklärt
werden. Nina lebte mit ihrer
Tochter gemeinsam in der Woh-
nung ihrer Eltern in einem sehr
kleinen Zimmer, das am Fenster
eine ausgeprägte Schimmelbil-
dung aufwies.

Sie hatte schon mehrfach ver-
sucht, beim Sozialamt die Zu-
stimmung zu einem Umzug in
eine eigene kleine Wohnung zu
erhalten, aber zunächst erfolg-
los. Gemeinsam haben wir auch
diesen Punkt gelöst und inzwi-
schen lebt Nina mit ihrer Tochter
in einer eigenen kleinen Woh-
nung, die sie mit ihrem eigenen
kleinen Einkommen unterstützt
durch Berufsausbildungsbeihilfe
finanziert. 

Das größte Problem stellte aller
dings die Klärung der Aufent-
haltsfrage dar. Bislang hatte
immer die Absicht der Auslän-
derbehörde im Raum gestanden,
Nina mitsamt ihrer Eltern und
Geschwister wegen mangelnder
Mitwirkung bei der Passbeschaf-
fung ein Aufenthaltsrecht zu
verweigern und die Familie
abzuschieben.

Nach vielen Gesprächen zeigte
sich die Ausländerbehörde von
dem engagierten Einsatz dieser
jungen Frau so beeindruckt,
dass sie sich schließlich bereit
erklärte, bei Vorlage eines ar-
menischen Passes ein
Bleiberecht zu erteilen und am
Ende sogar half, entsprechende
Klärungen mit der armenischen
Botschaft herbeizuführen. Kurz
vor Ablauf des Jahres 2009 ist es
schließlich gelungen, diesen
Pass zu bekommen. 

Nina hat inzwischen einen Au-
fenthalt nach § 23 (1) AufenthG
und ist zu Recht stolz auf das,
was sie erreicht hat. Allerdings
sagt sie auch ganz deutlich, dass
sie ohne die Unterstützung
durch das Projekt AFZ Hannover
diese vielen Schwierigkeiten
nicht hätte bewältigen können. 
Nach wie vor hat sie kein ein-
faches Leben als vollzeitbeschäf-
tigte alleinerziehende Mutter
nach jahrelanger erzwungener
Berufsabstinenz und mit der
zusätzlichen Sorge um ihre
kranken Eltern, deren weiterer
Aufenthalt in Deutschland noch
immer ungeklärt ist. 

Doch mit dem Mut, den sie in-
zwischen wiedergewonnen hat
und ihrem großen Engagement
wird sie ganz sicher noch sehr
viel erreichen. <

AZF Hannover                                                                                              



41

Herr E, ein junger Aserbaid-
schaner wurde von BTEU und
Flüchtlingsrat im AZF-Projekt
unterstützt.

AZF: Wann und wo wurdest du
geboren?

Ich wurde 1987 in Aserbaid-
schan geboren.

AZF: Was waren deine Beweg-
gründe um nach Deutschland
zu kommen?

Meine Familie flüchtete 2001
wegen des Kriegs in Aserbaid-
schan nach Deutschland. Ein
Jahr später folgten meine
Schwester und ich.

AZF: Mit welchen Problemen
wurdest du in Deutschland kon-
frontiert?

Sprachliche Probleme sowie die
kulturellen Unterschiede zwi-
schen meinem Heimatland und
Deutschland haben mir anfangs
große Schwierigkeiten bereitet.
Außerdem war es ein sehr schwie-
riger bürokratischer Weg, meine
Aufenthalts- und Arbeitserlaub-
nis zu bekommen.

AZF: Was schätzt du besonders
an Deutschland?

Jeder kann hier seine Meinung
frei äußern, und die Menschen
gehen friedlich miteinander um. 

AZF: Welche Schulen hast du
hier besucht?

Zuerst besuchte ich die Haupt-
schule, von der ich jedoch ohne
Abschluss abging. Dann folgte
das Berufsvorbereitungsjahr.
Bis 2009 war ich arbeitsuchend.

AZF: Wann und wie hast du von
dem Projekt AZF erfahren?

Über den Bund Türkisch-Euro-
päischer UnternehmerInnen e.V.
erfuhr ich im April 2009 von dem
Projekt. Kurz darauf bekam ich
durch deren Mithilfe eine Ar-
beitsstelle. Mein Arbeitgeber war
mir ebenfalls in allen Belangen
eine sehr große Unterstützung,
wofür ich ihm sehr dankbar bin.

AZF: Bist du mit deinem Arbeits-
platz zufrieden?

Sehr, denn durch mein Engage-
ment und die Freude an der Ar-
beit bin ich bis zum Küchenchef
aufgestiegen und konnte sogar
meinen Vater für den Betrieb
gewinnen.

AZF: Wer hat dich über die
gesamte Zeit in rechtlichen, ar-
beitstechnischen und sozialen
Angelegenheiten beraten?

Der BTEU, mein Anwalt und der
Flüchtlingsrat.

AZF: Was ist der Grund für
deinen Erfolg bei deiner Arbeit?

Mein Durchhaltevermögen,
denn anfangs war mein Ver-
dienst nicht besonders hoch.
Trotzdem hab ich nicht aufge-
geben und weiter gearbeitet.
Bevor ich eine Arbeit hatte,
bekam ich wie jeder Asylbewer-
ber Gutscheine, um Lebensmit-
tel zu kaufen. Jetzt verdiene ich
mein eigenes Geld, worauf ich
sehr stolz bin.

ZF: Sind deine Erwartungen
und Wünsche in Deutschland in
Erfüllung gegangen?

„Durchhaltevermögen zeigen“
Vermittlung eines Aserbaidschaners durch BTEU

      Abschlussdokumentation
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Bis auf den Führerschein haben
sich all meine Wünsche erfüllt.
Doch den möchte ich auch so
schnell wie möglich in Angriff
nehmen.

AZF: Sollte das Projekt AZF
weitergeführt werden und
warum?

Definitiv, denn es gibt sehr viele
Flüchtlinge in Deutschland, die
aufgrund von Sprachbarrieren
und Unwissenheit über das
Rechtssystem eine Anlaufstelle
benötigen, um sich Hilfe und Rat
zu holen.

AZF: Was wäre dein Rat an alle
Flüchtlinge, die sich in Deutsch-
land aufhalten?

Sie sollen Durchhaltevermögen
zeigen, hart arbeiten und sich
nicht vom richtigen Weg abbrin-
gen lassen. Außerdem sollten sie
die Möglichkeiten wahrnehmen,
die ihnen für eine erfolgreiche
Integration in die deutsche
Gesellschaft angeboten werden,
wie z.B. Deutschkurse oder Be-
werbungstrainings etc.. Eigenes
Geld zu verdienen und
auszugeben fühlt sich besser an,
als auf den Vater Staat
angewiesen zu sein. <
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Herr Latifi stammt ursprünglich
aus Afghanistan und absolvierte
dort nach dem Abitur ein tech-
nisches Studium. 1996 wanderte
er mit seiner Ehefrau und zwei
Kindern nach Deutschland ein.
Im Jahr 2000 erhielt Herr Latifi
zu seiner Duldung eine Arbeits-
erlaubnis und begann sofort mit
einer Vollzeittätigkeit bei Mc
Donald´s. Er konnte nur eine Hilfs
tätigkeit aufnehmen, da er wie
viele Menschen in Fluchtsituatio-
nen nicht im Besitz von Quali-
fikationsnachweisen ist.

Wer solche Nachweise hat, muss
ein Anerkennungsverfahren für
ausländische Bildungsnachweise
durchführen lassen, in dem ge-
klärt wird, ob und in welchem
Umfang der jeweilige Abschluss
mit deutschen Qualifikationen
vergleichbar ist. Allerdings führt
ein solches Verfahren in der
Regel allenfalls zu einem deut-
lich geringeren Abschluss oder
zu dem Erfordernis zusätzlicher
Qualifizierungsmaßnahmen, um
überhaupt einen anerkannten
Abschluss zu erhalten.

Die Tätigkeit bei Mc Donald´s
musste er 2002 kündigen, da
seine Ehefrau schwer erkrankte
und letztlich 2003 verstarb. Das
jüngste Kind, das 2001 in
Deutschland geboren wurde,
war zu diesem Zeitpunkt gerade
zwei Jahre alt, und als allein
erziehender Vater hatte er nun
für seine drei Kinder im Alter von
zwölf, zehn und zwei Jahren zu
sorgen.

Neben den großen Schwierig-
keiten, die er von 2003 bis 2007
hatte, um wieder Arbeit zu fin-
den, wurde auch die Erteilung
einer Arbeitserlaubnis ver-
weigert mit der Begründung,
seine jüngste Tochter sei noch
so klein, dass er zuhause bleiben
müsse. Eine Unterstützung für

die Kinderbetreuung wurde sei-
tens des Sozialamtes jedoch
abgelehnt.
2007 erhielt er eine Aufenthalts-
erlaubnis nach § 104a AufenthG
und eine Arbeitserlaubnis. Er
nahm wieder eine Vollzeittätig-
keit bei Mc Donald´s auf und
erzielte ein Einkommen von rund
1000,- €. Vom JobCenter erhielt
er ergänzende Leistungen, um
das Familieneinkommen sicher-
zustellen. 
Da laut Ausländerbehörde der
eigene Verdienst zu gering sei,
um ein Bleiberecht auf Dauer zu
erhalten, arbeitete er ab Früh-
jahr 2009 in zwei Bereichen: als
Produktionshelfer über eine Per-
sonalvermittlungsfirma und zu-
sätzlich bei Mc Donald´s. Das
bedeutete, dass er als allein
erziehender Vater an sieben
Tagen in der Woche eine Erwerbs-
tätigkeit ausübte. Er er-
wirtschaftete damit zwar den
überwiegenden Lebensunterhalt,
aber erzielte noch immer nicht
das Einkommen, das die Auslän-
derbehörde für ein Bleiberecht
von ihm forderte.

Eine solche Arbeitssituation ist
weder familiär noch gesund-
heitlich vertretbar und kann
langfristig auch nicht durchge-
halten werden.

Aktuell arbeitet Herr Latifi in Voll-
zeit als Produktionshelfer. Das
erzielte Einkommen reicht je-
doch trotz kleiner Lohnstei-
gerung nach wie vor nicht zur
vollständigen Lebensunterhalts-
sicherung aus.

Über das Projekt AZF Hannover
hat Herr Latifi inzwischen einen
Gabelstaplerschein erworben,
um seine Arbeitsmöglichkeiten
zu erweitern, und er erhält Un-
terstützung bei der Suche nach
einer Vollzeitstelle mit Existenz
sicherndem Einkommen.  <

Sieben Tage in der Woche
Afghanischer Flüchtling kämpft um Bleiberecht
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In 43 ESF-Netzwerkprojekten
wurden im Rahmen einer Zwi-
schenauswertung, die durch die
Lawaetz-Stiftung vorgenommen
wurde, bis Ende 2009 insgesamt
10.737 ProjektteilnehmerInnen
erfasst. Hier die wichtigsten Be-
funde:

- 47,3 % leben seit spätestens
1999 und knapp drei Viertel seit
2003 in Deutschland.
- 87% haben eine Schule be-
sucht (Männer 90%, Frauen
84%). Die Dauer des Schulbe-
suchs betrug bei fast 60% 9-12
Jahre und bei rund 28% 5-8
Jahre. 
- Nur ein gutes Drittel der Be-
troffenen verfügt über Zeug-
nisse.
- Fast 12% hat ein Studium be-
gonnen, 70% auch abgeschlos-
sen.
- Nur 1,5% der AkademikerIn-
nen insgesamt (11 von 745) bzw.
4% der vorher im Ausland als
Akademiker berufstätigen Perso-
nen (11 von 255) haben eine
ihrer Qualifikation entsprechende
Beschäftigung in Deutschland ge-
funden.
- 42% haben eine berufliche
Ausbildung, von ihnen haben
aber nur 20% ein Zeugnis.
- Die meisten TeilnehmerInnen
arbeiten im Bereich von Hilfstä-
tigkeiten und gering qualifizier-
ten Beschäftigungen, vor allem
in den Bereichen Gastronomie,
Ernährung und Reinigung.

Die Lawaetz-Stiftung stellt zum
Aspekt der Dequalifizierung und
Nichtanerkennung von Berufsab-
schlüssen fest: 
Personen, die einen Berufsab-
schluss im Ausland erworben
haben, der aber in Deutschland
nicht anerkannt wird, haben ge-
nauso schlechte Integrations-
chancen wie Personen ohne
Berufsabschluss.

Aufenthaltssituation der Teil-
nehmerInnen  von AZF Han-
nover

Die Zielgruppe des ESF-Bundes-
programmes besteht zum einen
aus Flüchtlingen, die unter die
gesetzliche Altfallregelung fallen,
also die Möglichkeit hatten, über
die Sicherung ihres Lebensunter-
haltes eine Aufenthaltserlaubnis
zu bekommen. Zum anderen
gehören zur Zielgruppe alle wei-
teren Flüchtlinge, denen grund-
sätzlich erlaubt ist zu arbeiten,
die jedoch entweder eine befris-
tete Aufenthaltserlaubnis oder
gar nur eine Duldung besitzen,
also ausreisepflichtig im Sinne der
Behörden sind. Auch Asylbewer-
berInnen im Asylverfahren, die
eine Aufenthaltsgestattung er-
halten, gehören zur Zielgruppe,
wenn sie bereits mindestens ein
Jahr in Deutschland leben und
daher arbeiten dürfen.

Zum Stichtag 10.09.2010 hatte
das Projekt AZF Hannover 253
ProjektteilnehmerInnen. 

Zahlen und Daten bundesweit
Das ESF-Bundesprogramm und AZF in Zahlen

Duldung nach § 60a AufenthG 156 Personen

Aufenthaltserlaubnis nach Bleiberechtsregelung 21 Personen

Befristete Aufenthaltserlaubnis 58 Personen

Aufenthaltsgestattung im laufenden Asylverfahren 5 Personen

Niederlassungserlaubnis 8 Personen

ungeklärt: 5 Personen

Aufenthaltsstatus der TeilnehmerInnen
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Aufenthaltsstatus TeilnehmerInnen 
bundesweit

TeilnehmerInnen
AZF

Aufenthaltserlaubnis nach
Bleiberechtsregelung

25,8% 8,3%

Duldung 28,3% 61,7%

Aufenthaltsgestattung 8,2% 2%

sonstige Aufenthaltserlaubnisse 37,8 28%

Die Zusammensetzung der TeilnehmerInnen im AZF-Projekt
sowie in allen bundesweit geförderten Projekten im Vergleich:

Vermittlungszahlen von AZF Hannover zum Stichtag 10.09.2010

Unten: Muster  einer Duldung

Anzahl TeilnehmerInnen gesamt 253 Personen

Vermittlungen 01.11.2008 bis 10.09.2010 76 Personen

Vollzeitbeschäftigung 30 Personen

Teilzeit/Minijob 28 Personen

Ausbildung 18 Personen

sonstige Maßnahmen 60 Personen
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Vorläufige Auswertung

Bis zum 10. September dieses
Jahres konnten 76 Vermittlun-
gen in Arbeit oder Ausbildung
gelingen. Darüber hinaus gab es
rund 60 Vermittlungen in
Berufsvorbereitungsmaßnah-
men, Qualifizierungsmaßnah-
men oder Sprachkurse, so dass
auch auf diesem Wege für die
TeilnehmerInnen die Perspek-
tiven auf dem Arbeitsmarkt er-
weitert werden konnten.

Nicht jede Vermittlung führte zu
einem dauerhaften Arbeitsver-
hältnis, und nicht jeder Quali-
fizierungsmaßnahme schloss
sich ein Arbeitsverhältnis an.
Das von uns ursprünglich
angestrebte Projektziel von 100
Vermittlungen haben wir damit
zwar nicht ganz erreicht. Vor
dem Hintergrund der beson-
deren Vermittlungshemmnisse
für die TeilnehmerInnen unseres
AZF-Projekts (hoher Anteil von
Geduldeten, Vorrangprüfung durch
die Arbeitsagentur, Schwie-

rigkeiten bei der Förderung nach
SGB III etc.) sowie angesichts
der wirtschaftlichen Bedingun-
gen im Jahr 2009 (Wirtschafts-
krise) sind wir mit dem erre-
ichten Ergebnis dennoch zufrie-
den. Immerhin zwölf Projektteil-
nehmerInnen, die lediglich eine
Duldung haben, konnten wir in
eine Ausbildung vermitteln. Für
sie besteht mit erfolgreichem
Abschluss der Ausbildung Aus-
sicht auf eine Aufenthaltser-
laubis und weitere Aufenthalts-
verfestigung. Auch für andere
Personen mit Duldung konnten
Perspektiven entwickelt werden,
indem sie entweder in Arbeit
oder in Berufsvorbereitungs-
maßnahmen oder andere Quali-
fizierungsmaßnahmen vermittelt
wurden. Insgesamt liegt die Ver-
mittlungsquote beim AZF Han-
nover zum 10.09.2010 bei 15%
und damit – nach dem vorläufi-
gen Zwischenergebnissen auf
der Grundlage der bundesweiten
Evaluation zu urteilen – über
dem Bundesdurchschnitt.  <
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Caroline K. ist 1988 in Ghana ge-
boren. Als sie drei Jahre alt war,
hatte ihre Mutter das Land aus
politischen Gründen verlassen.
Da sich der Vater nicht um Caro-
line kümmerte, wuchs sie bei ih-
rer Großmutter auf. Erst mit 10
Jahren erfuhr Caroline, dass ihre
Mutter in Deutschland lebt, und
entwickelte  den verständlichen
Wunsch, sie zu sehen. Im Alter
von 15 Jahren machte sie sich mit
Hilfe der letzten finanziellen Re-
serven der Großmutter auf nach
Deutschland.

Im August 2004 reiste Caroline in
das Bundesgebiet ein. Als Minder-
jährige erhielt sie eine befristete
Aufenthaltserlaubnis und lebte
zusammen mit ihrer Mutter und
ihren Halbgeschwistern in Han-
nover. Mit Vollendung des 18.
Lebensjahres war ihr Aufenthalt
jedoch nicht mehr an den ihrer
Mutter gebunden, ihre Aufent-
haltserlaubnis lief somit aus. Seit-
her lebt Caroline K. mit dem
prekären Status einer Duldung in
Deutschland, immer in der Angst,
eines Tages nach Ghana abge-
schoben zu werden.

Caroline machte in der kurzen
Zeit ihres Aufenthalts trotz aller
Widrigkeiten außerordentlich gu-
te Fortschritte in der Schule, so
dass sie 2007 ihren Realschulab-
schluss erlangen konnte. Außer-
dem ist sie sozial sehr engagiert.
So hat sie Kinder im afrikani-
schen Kirchenchor unterrichtet
und später ein freiwilliges soziales
Jahr in einer neurologischen Klinik 
absolviert.

Im Mai 2009 wandte sich Caroline
K. an das Projekt AZF Hannover,
um bei der Suche nach einem
Ausbildungsplatz Unterstützung
zu bekommen. Nach dem frei-
willigen sozialen Jahr im Kranken-
haus und einem Praktikum in
einer Kinderarztpraxis war für
Caroline klar, dass sie im Gesund-
heitsbereich arbeiten möchte. Sie
suchte sich selbständig eine Prak-
tikumsstelle bei einer Kinderarzt-
praxis in Hannover. Nach einem
kurzen Praktikum dort entschie-
den die Ärztinnen und Ärzte der
Gemeinschaftspraxis, dass sie
Caroline K. gern als Auszu-
bildende zur medizinischen
Fachangestellten einstellen wür-

Frau K. aus Ghana
Trotz Duldung Ausbildung zur medizinischen

Fachangestelllten
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den. Dazu musste bei der Auslän-
derbehörde ein Antrag auf eine
Beschäftigungserlaubnis gestellt  
werden. 

Die Ausländerbehörde der Stadt
Hannover weigerte sich zu-
nächst, die beantragte Beschäfti-
gungserlaubnis zu erteilen, und
bestand auf einer sogenannten
Vorrangprüfung. Erst nach der In-
tervention des Projekts „Arbeits-
marktzugang für Flüchtlinge
(AZF) Hannover bei der Auslän-
derbehörde konnte schließlich
klar gestellt werden, dass eine
Beschäftigungserlaubnis auch
ohne eine Vorrangprüfung zu
erteilen war. Die Erteilung der
Beschäftigungserlaubnis wurde
allerdings weiter durch die Aus-
länderbehörde verzögert, so dass
der eigentliche Ausbildungsbe-
ginn im Juli bereits überschritten
wurde. Letztlich war für das Zu-

standekommen des Ausbil-
dungsverhältnisses auch ent-
scheidend, dass die ausbildenden
Ärztinnen und Ärzte von Caroline
K. überzeugt und bereit waren,
die behördlichen Unannehm-
lichkeiten in Kauf zu nehmen.

Für Caroline K. ist ein Antrag an
die niedersächsische Härtefall-
kommission gestellt worden, über
den bisher nicht entschieden
wurde. Es besteht die Hoffnung,
dass ihr vor dem Hintergrund
ihrer enormen Integrationslei-
stungen eine Aufenthaltserlaubnis
erteilt wird. Auch über ihre beruf-
lichen Perspektiven hat sie bei er-
folgreicher Berufsausbildung und
anschließendem Nachweis einer
adäquaten Beschäftigung gemäß
§ 18a AufenthG  die Möglichkeit,
einen Aufenthaltstitel zu bekom-
men. <
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Grundlagenpapier des 
Nationalen Thematischen
Netzwerks im ESF-Bundes-
programm für Bleibebe-
rechtigte und Flüchtlinge mit
Zugang zum Arbeitsmarkt
- Kurzfassung

Mit dem ESF-Bundesprogramm
zur arbeitsmarktlichen Unter-
stützung für Bleibeberechtigte
und Flüchtlinge mit Zugang zum
Arbeitsmarkt hat das Bun-
desministerium für Arbeit und
Soziales (BMAS) ein Programm
aufgelegt, das die Umsetzung
der Bleiberechtsregelung auf-
greift. Neben Personen mit
Aufenthaltserlaubnis wird die Ar-
beitsmarktintegration von Asyl-
suchenden und auch Geduldeten
unterstützt. 

Die bislang gesammelten Er-
fahrungen liegen in einem
Grundlagenpapier vor das, so
Staatssekretär Dr. Ralf Brauk-
siepe in seinem Vorwort, Em-
pfehlungen an Entscheidungsträ-
ger und -trägerinnen aus Ver-
waltung und Politik weitergeben
will und „ein wichtiger Impuls für
alle Akteure, die auf Bundes-
und Landesebene oder in den
Regionen in diesem Bereich ar-
beiten“ sein soll.

Auf lokaler und regionaler Ebe-
ne werden Netzwerke gefördert,
die in folgenden Schwerpunkten
tätig sind:

- Unterstützung von Flüchtlingen  
durch Beratung und Vermitt -     
lung

- Herstellung, Erhalt und Erwei-  
terung der Beschäftigungs-
chancen

- Information und Sensibilisie- 
rung der für die Zielgruppe
relevanten Akteure des Ar-  
beitsmarktes und des öffent-           
lichen Lebens

Bundesweit werden 43 Be-
ratungsnetzwerke gefördert, die
eine große Bandbreite an An-
sätzen der Vermittlungs- und Be-
ratungsarbeit aufweisen. 

Das ESF-Bundesprogramm ent-
hält die Maßgabe, dass „die Netz-
werke aus unterschiedlichen
Trägertypen gebildet“ werden und
„Kompetenzen aus den Berei-
chen der Flüchtlingsarbeit, Be-
ratung, Arbeitsmarkt und
Betriebskontakte bündeln“. Ent-
sprechend arbeiten in den Netz-
werken neben den verant-
wortlichen Behörden sowie Nicht-
regierungsorganisationen und
Wohlfahrtsverbänden, Betriebe,
Bildungsträger, Arbeitsvermittlun-
gen, Kammern und Gewerkschaf-
ten zusammen. 

Grundgedanke dabei ist, dass das
jeweilige Fachwissen der Akteure
bereits in die Planung der Projekt-
arbeit in einer Weise einfließt, die
eine effektive Umsetzung der
Zielvorgaben unterstützt. Der
Aufbau strategischer Partner-
schaften durch die geförderten
Netzwerke ist die wichtigste Vo-
raussetzung für eine erfolgreiche
Projektarbeit. In vielen Netzwer-
ken, in denen die zuständigen Be-
hörden nicht intensiv in die Pro-
jektstrategien eingebunden sind,
erweist sich dies als schwierig.
Hier, aber auch insgesamt besteht
eine besondere Herausforderung
darin, die Nachhaltigkeit der ent-
standenen Partnerschaften zu
sichern.

ZWISCHENBILANZ:
Meilen- und Stolpersteine

Herausgeber:
Das Nationale Thematische Netzwerk
im ESF-Bundesprogramm für
Bleibeberechtigte und Flüchtlinge mit
Zugang zum Arbeitsmarkt
veröffentlicht:November 2009
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Problemlagen

Mit vielen Schritten ist in den let-
zten Jahren von Seiten der Poli-
tik grundsätzlich anerkannt
worden, dass es auch für
langjährig hier geduldete Perso-
nen Möglichkeiten und Bedarfe
der Integration in den Arbeits-
markt und die Gesellschaft gibt.
Auch in ihrem Koalitionsvertrag
kündigt die Bundesregierung
unter dem Stichwort „Sozialer
Fortschritt durch Zusammenhalt
und Solidarität“ an, bestehende
Restriktionen gegenüber Flücht-
lingen weiter abbauen zu wollen.  

Derzeit stehen aber einer Inte-
gration von Flüchtlingen und
Bleibeberechtigten in den Ar-
beitsmarkt noch vielfältige
Hemmnisse und Hürden im Weg. 

Individuelle Problemlagen:

Viele Teilnehmende verfügen nicht
über ausreichende   Deutschkennt-
nisse

Viele Teilnehmende verfügen 
nur über geringe schulische  und
berufliche Ausbildung, einige
sind Analphabeten. Allerdings
wird davon ausgegangen, dass
vor allem diejenigen die Projekte
aufsuchen, die allein Startschwie-
rigkeiten hätten.

Andererseits werden ausländische
Bildungsabschlüsse oder beruf-
liche Qualifikationen häufig nicht
anerkannt.

Aufgrund fehlender Anwendung
und Praxis in den bislang in
Deutschland verbrachten Jahren
verloren   mitgebrachte Berufser-
fahrungen an Wert.

Fehlende Kinderbetreuung  macht
oft die Aufnahme bestimmter
Tätigkeiten, die sonst für die Ziel-
gruppen geeignet wären, un-
möglich.

Strukturelle Problemlagen:

Öffnungen des Arbeitsmarktes
für die Zielgruppe durch   Geset-
ze und Verordnungen werden
durch restriktive ausländer-
rechtliche Bestimmungen wieder
eingeschränkt.

Den uneingeschränkten Zugang
zum Arbeitsmarkt können Perso-
nen mit Duldung erst nach 4 Jah-
ren des Aufenthalts erhalten.
Dies führt teilweise zumVerlust
von beruflichen Fähigkeiten und
Handlungskomptenzen.

Vermittlungsbemühungen bei
geduldeten Personen scheitern
darüber hinaus an der einge-
schränkten Mobilität, da sie ohne
Genehmigung das Gebiet ihres
Landkreises oder Bundeslandes
nicht verlassen dürfen.

Asylsuchende und Geduldete er-
halten frühestens nach einem
Jahr einen nachrangigen Zugang
zum Arbeitmarkt.  Aber auch da-
nach werden Beschäftigungser-
laubnisse nur  selten erteilt. Auf-
grund des langwierigen Prüfungs-
verfahrens zögern Arbeitgeber,
Asylsuchende einzustellen. 

In vielen Netzwerken wurde die
Erfahrung gemacht, dass die
Regelinstitutionen wie ARGEn
und Jobcenter nur unzureichend
über die veränderten rechtli-
chen Rahmenbedingungen und
über die besonderen Förderbe-
darfe der Zielgruppe informiert
waren.

Die Altfallregelung und auch die
jetzige Verlängerung, die  zwar
dem Grundsatz nach den Begün-
stigten eine Perspektive für den
Verbleib in Deutschland bieten,
brachten in der praktischen Um-
setzung erhebliche Schwierig-
keiten mit sich. Trotz der jetzt
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realisierten Verlängerungsmög-
lichkeit erwies sich die zum
31.12.2009 gesetzte Frist bei
den Bemühungen um Ausbil-
dung und Arbeit als Hindernis,
da die Arbeitgeber oft zögerten,
längerfristige Arbeits- und Aus-
bildungsverträge abzuschließen..

Darüber hinaus wurde von den
Betroffenen in der Regel der
kurzfristige Nachweis einer den
Lebensunterhalt sichernden Ar-
beitsstelle verlangt. Durch die-
sen künstlichen Zeitdruck wurde
oft eine vorgeschaltete Quali-
fizierung – wie bei Langzeitar-
beitslosigkeit sonst üblich und
sinnvoll – verhindert. Verlangt
wurde somit, den zweiten vor
dem ersten Schritt zu tun. Dies
hatte und hat zur Folge, dass
ohne den Erwerb von Basisquali-
fikationen, die vor dem Hinter-
grund der beschriebenen
individuellen Problemlagen oft-
mals nur über längerfristige
Maßnahmen erworben werden
können, nur wenige Chancen be-
standen und bestehen, dauer-
haft und in höherwertige
Tätigkeiten einzumünden.

Auch bei der Ende 2009 erfolg-
ten Verlängerung bleiben Un-
sicherheiten, weil keine konkre-
ten Voraussetzungen für die Ver-
längerung der befristeten Probe-
aufenthaltserlaubnisse genannt
wurden. Aus dieser Unklarheit
heraus haben die Projekte aus
den Netzwerken in den Regionen
sowie alle Akteure des Arbeits-
marktes weiterhin Schwie-
rigkeiten, individuelle Förderplä-
ne zu erstellen, Maßnahmen zu
konzipieren und Bleibeberech-
tigte in Arbeit zu vermitteln.

Wege zum Erfolg

In Anbetracht der schwierigen
Rahmenbedingungen und der
vielfältigen individuellen Pro-
blemlagen wird deutlich, dass es
für die Zielgruppen des ESF-
Bundesprogramms keine einfa-
chen Wege der direkten Vermitt-
lung in Beschäftigung gibt – ins-
besondere dann, wenn es um
eine nachhaltige Integration in
den Arbeitsmarkt geht. 

Dennoch belegen Beispiele aus
den beteiligten Netzwerken,
dass eine Ausbildungs- und Ar-
beitsmarktteilhabe von Flüchtlin-
gen möglich ist.

Bei vielen Teilnehmenden kann
berufliche Handlungskompetenz
in aufeinander folgenden Schrit-
ten allmählich aufgebaut wer-
den. Hierbei greifen erfahrungs-
gemäß unterschiedliche Maß-
nahmen ineinander:

Bewerbungsvorbereitung und -
begleitung inkl. Erstellung von
Lebensläufen;

Motivationstraining und Em-
powerment durch Einzelgesprä-
che oder in Kleingruppen;

Sprachförderung, ev. spezifisch 
berufsbezogen 

betriebliche Praktika;

berufliche Anpassungsquafizie-
rungen;

Soziale Unterstützung im Umfeld
der Teilnehmenden, so  ass die
Konzentration vollständig auf die
Arbeitssuche/-aufahme gerichtet
werden kann.

Vor dem Hintergrund der ge-
schilderten Problemkonstellatio-
nen und den positiven Praxiser-
fahrungen aus den Netzwerkre-
gionen sollte folgender Aktions-
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plan als Empfehlung und Impuls
für die Gestaltung  der weiteren
Arbeit aller Akteure sowie kün-
ftiger Förderprogramme auf re-
gionaler sowie auf Bundesebene
berücksichtigt werden, um eine
wesentlich verbesserte und nach-
haltige Arbeitsmarktintegration
von Bleibeberechtigten und
Flüchtlingen zu erreichen:

AKTIONSPLAN

Netzwerkarbeit ausbauen
1.
Netzwerkarbeit als Kooperations-
modell sollte unabhängig von
bundesweiten Förderprogram-
men etabliert werden. Hierfür
sollten Netzwerke zum festen
Bestandteil von Programmen
werden, die in Kommunen und
Ländern umgesetzt werden.
2.
Im Rahmen des Nationalen The-
matischen Netzwerkes muss der
fachliche Dialog mit den strate-
gischen Partnern optimiert wer-
den und noch in dieser Förder-
periode durch die Beteiligung
von weiteren Entscheidungsträ-
gern ausgeweitet werden. Für
die verstärkte Öffentlichkeitsar-
beit sowie die Sensibilisierung
der Akteure des Arbeitsmarktes
sollten Ressourcen zur Verfü-
gung gestellt werden.

Ausbildungsbeteiligung von
jungen Flüchtlingen stärken
3.
Verantwortliche von Schulämtern,
Berufsbildungsämtern und weit-
eren Behörden in den Kom-
munen und Ländern sollten
unter Beteiligung der Netzwerk-
partner die Ausgestaltung des
Übergangsmanagements  Schule
- Beruf überprüfen mit dem Ziel,
bestehende Programme auf die
Lebenslage junger Flüchtlinge
hin anzupassen.
4.
Unter Beteiligung von Entschei-
dungsträger/-innen aus Politik

und Verwaltung in den Regionen
sowie von Wirtschaftsbetrieben
sollten nachhaltige Ausbildungs-
kooperationen initiiert werden,
die junge Flüchtlinge ausdrück-
lich einschließen.

Vermittlung in Arbeit 
effizienter gestalten
5.
Die beteiligten strategischen
Partner in den Regionen sollten
sich dafür einsetzen, dass
konkrete Zielvereinbarungen mit
ARGEn und Optionskommunen
sowie den Agenturen für Arbeit
getroffen werden, um die Ver-
mittlungsquote von Flüchtlingen
in Arbeit bzw. SGB-geförderte
Maßnahmen zu erhöhen.
6.
Dabei müssen auch Maßnahmen
verabredet werden, die interkul-
turellle Öffnungsprozesse för-
dern und die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in den Job-Cen-
tern und der Agentur schulen,
um Informationsdefizite auszu-
gleichen.

Qualifizierung offensiv be-
treiben
7.
Spracherwerb: Um die bessere
Nutzung von Integrationskursen
und Maßnahmen des ESF-BAMF-
Programms zur berufsbezogenen
Sprachförderung auf die Ziel-
gruppe abzustimmen, sollten die
Programmverantwortlichen der
regionalen Behörden, der ARGEn
und des BAMFs Umsetzungs-
möglichkeiten prüfen und ein-
leiten.
8.
Die Umsetzung von individuellen
Förderplänen und Schaffung von
beruflichen Qualifizierungsange-
boten müssen auf der Grundlage
einer gezielten Erhebung der
Qualifizierungsbedarfe der Ziel-
gruppe geschehen. Gefordert
sind die Bildungsplaner und Ver-
antwortlichen der ARGEn und
Agenturen für Arbeit.
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Arbeitsmarktintegration der
Zielgruppen konsequent ver-
wirklichen

9.
Um die politisch intendierten Er-
leichterungen für die Zielgrup-
pen beim Zugang zu Bildung und
Arbeitsmarkt zu präzisieren,
müssen ordnungs- und sozial-
politische Gesetze und Verord-
nungen miteinander in Einklang
gebracht werden. Ordnungspoli-
tische Restriktionen, die im
Widerspruch zum Ziel der Ar-
beitsmarktintegration stehen,
sollten abgeschafft oder zumin-
dest durch die Einführung von
Ausnahmetatbeständen so ge-
staltet werden, dass die Auf-
nahme einer Beschäftigung nicht
vollständig ausgeschlossen wird.

10.
Die Umsetzung des Bleiberechts-
programms und des hier vorge-
legten Aktionsplans ist in hohem
Maße abhängig von der Bereit-
schaft der Akteure in den Regio-
nen und auf Bundesebene, die
Zielgruppe frühzeitig und nach-
haltig in den Arbeitmarkt zu inte-
grieren. Die vorhandenen Spiel-
räume sollten von den jeweiligen
Verantwortlichen konsequenter
genutzt werden. <

XENOS-Projektrecherche
Die XENOS-Projektrecherche bie-
tet die Möglichkeit, sich über die
Projekte der XENOS-Programme
"Integration und Vielfalt", "Das
ESF-Bundesprogramm zur ar-
beitsmarktlichen Unterstützung
für Bleibeberech-tigte und
Flüchtlinge mit Zugang zum Ar-
beitsmarkt" und in Kürze "Aus-
stieg zum Einstieg" zu informie-
ren. Darüber hinaus dient die
Projektrecherche dem fachlichen
Austausch, dem Transfer von
Projektergebnissen sowie der
Vernetzung und Nachhaltigkeit
auf Projekt- und Programm-
Ebene.
http://www.esf.de/portal/gener-
ator/6600/xenos__projekt-
recherche.html

Vielfalt-Mediathek

Um die Nachhaltigkeit der Pro-
jekte zu sichern und die ent-
standenen Materialien langfristig
zur Verfügung zu stellen, recher-
chiert und archiviert das Infor-
mations- und Dokumentations-
zentrum für Antirassismusarbeit
e.V. (IDA) in Kooperation mit
dem DGB Bildungswerk Pro-
dukte, die von XENOS-Projekten
entwickelt wurden.
Über die Vielfalt-Mediathek kön-
nen diese Produkte, dazu zählen
z.B. Print- und audiovisuellen
Medien wie Broschüren, Filme,
Unterrichtsmaterial und Arbeits-
hilfen, online recherchiert,
bestellt und kostenlos aus-
geliehen werden. Die Mediathek
wird ständig um neue Produkte
erweitert.

http://www.idaev.de/service/vielfal

t-mediathek/

Auf folgende Arbeitshilfe in der
Vielfalt - Mediathek möchten wir
besonders hinweisen: 

Caritasverband für die Stadt und
den Landkreis Osnabrück (Hg.),
Zugang zu Förderinstrumenten der
Arbeitsmarktintegration für Flücht-
linge im Rechtskreis SGB III, 44 S.
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Zum Thema „Zugang zum Arbeitsmarkt“ erscheint im November 2010 dieser Leitfaden mit praxis-
nahen Beispielen und Rechtshinweisen. Er ist auch online abrufbar unter 
http://azf-hannover.de/infomaterial/
Bezug über: Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 
Langer Garten 23 B  
31137 Hildesheim  Tel.: 05121 / 15605

Fax.: 05121 / 316 09
Mail: verwaltung@nds-fluerat.org
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Dokumentation einer zentralen Veranstaltung des Projekts
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